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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Florian Siekmann, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal Bozoğlu, Maximilian 
Deisenhofer, Gülseren Demirel, Toni Schuberl und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes  
hier: Helfergleichstellung in Bayern 

A) Problem 

Über 90 % der Helfenden bei Feuerwehr und Rettungsorganisationen sind in Bayern 
ehrenamtlich aktiv. Für Einsätze sind sie Tag und Nacht erreichbar. Wir begegnen die-
sem Ehrenamt mit höchster Wertschätzung. Bis heute existieren jedoch enorme Miss-
stände im Hinblick auf die geltenden gesetzlichen Rahmenbedingungen für ehrenamt-
liche Einsatzkräfte im Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophenschutz: Für die Teilnahme 
der ehrenamtlich tätigen Einsatzkraft im Rettungsdienst oder Zivil- und Katastrophen-
schutz an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen gibt es in Bayern noch immer keinen 
gesetzlichen Freistellungs- und Entgeltfortzahlungsanspruch. 

Die unterschiedlich geregelten Freistellungsansprüche und Entgeltfortzahlungen zwi-
schen Feuerwehr und Helferinnen und Helfern des Rettungsdienstes, Zivil- und Kata-
strophenschutzes sind nicht nachvollziehbar und fachlich nicht zu begründen. 

Gemäß Art. 17 Abs. 3 des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes (BayKSG) be-
steht zwar für bestimmte Fortbildungen eine Erstattungsmöglichkeit für private Arbeit-
geber, wenn diese eine ehrenamtliche Einsatzkraft für die Teilnahme an der Fortbildung 
unter Fortgewährung des Entgelts freiwillig freistellen. Auch öffentlich-rechtliche Arbeit-
geber können ihre Beschäftigten zum Zwecke der Teilnahme an Fortbildungsveranstal-
tungen im Bereich Katastrophenschutz freiwillig freistellen. Es handelt sich dabei aber 
immer um eine freiwillige Entscheidung – ein Anspruch der Helferinnen und Helfer 
selbst besteht nicht. 

Der Zivil- und Katastrophenschutz ist insbesondere in Zeiten zunehmender globaler Un-
sicherheiten, veränderter internationaler Bedrohungslagen und Naturkatastrophen von 
zentraler Bedeutung. Er dient dazu, Menschen, Infrastruktur und Lebensgrundlagen vor 
Gefahren wie Naturkatastrophen, Pandemien, Cyberangriffen oder kriegerischen Kon-
flikten zu schützen. Jede Investition in die Verbesserung der Bedingungen von Zivil- 
und Katastrophenschutz ist eine kluge Investition in die Sicherheit Bayerns. Eine Zei-
tenwende bei der Verteidigungsfähigkeit Deutschlands muss auch beim Zivil- und Ka-
tastrophenschutz nachvollzogen werden. 

 

B) Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird endlich eine echte Harmonisierung der Re-
gelungen zur Helferfreistellung geschaffen. Die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer 
in Hilfsorganisationen werden dadurch rechtlich mit den Einsatzkräften der Freiwilligen 
Feuerwehr und des Technischen Hilfswerks (THW) auch im Bereich der Aus- und Fort-
bildung gleichgestellt. So wird endlich gewährleistet, dass keine unterschiedlichen Re-
gelungen für Einsatzkräfte der Hilfsorganisationen mehr gelten. Es gibt keine Einsatz-
kräfte erster und zweiter Klasse, wir brauchen sie im Ernstfall alle und sie haben des-
halb auch die gleiche Wertschätzung verdient.  
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Auf eine veränderte internationale Bedrohungslage können wir nicht allein mit der Auf-
rüstung und Modernisierung der Bundeswehr reagieren. Auch die zivile Verteidigung 
und der Katastrophenschutz brauchen schnelle und umfassende Reformen und eine 
klare Investitionszusage. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Die Kosten für eine echte Helfergleichstellung in Bayern können nur geschätzt werden 
und werden für das erste Jahr auf ca. 1 Mio. € beziffert. Für das Jahr 2025 sind im 
Doppelhaushalt 2024/2025 bei Kap. 03 24 Tit. 671 04 bisher 200 000 € veranschlagt 
nach bestehendem Recht. Die Ausgaben des Freistaates Bayern zu Art. 17 
Abs. 3 BayKSG nach bestehendem Recht lagen im Jahr 2023 bei 128 769,49 €. Dies 
umfasste Erstattungen an private Arbeitgeber im Fall einer freiwilligen Freistellung für 
Aus- und Fortbildungen, die vom Staatsministerium des Inneren, für Sport und Integra-
tion anerkannt sind. 

Durch den Ansatz von 1 Mio. € werden die Investitionen in diesem Bereich verfünffacht. 
So wird ein solides Fundament für die Aus- und Fortbildung der ehrenamtlichen Kräfte 
in Bayerns Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophenschutz geschaffen. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes  

§ 1 

Art. 17 des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes (BayKSG) vom 24. Juli 1996 
(GVBl. S. 282, BayRS 215-4-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 166 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Abs. 2 wird nach der Angabe „die Integrierte Leitstelle“ die Angabe „oder eine 
andere kommunale oder staatliche Stelle für Unterstützungs- oder Hilfeleistungen“ 
eingefügt und die Angabe „um als Mitglieder einer Schnell-Einsatz-Gruppe bei der 
Abwehr einer konkreten Gefahr Unterstützung zu leisten,“ wird gestrichen. 

2. Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Arbeitnehmer, die im Rettungsdienst, im Zivil- oder im Katastrophenschutz 
als ehrenamtliche Einsatzkraft tätig sind, sind während Aus- und Fortbildungsver-
anstaltungen nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet. 2Ihre Abwesenheit haben sie dem 
Arbeitgeber rechtzeitig mitzuteilen. 3Dieser ist verpflichtet, ihnen für Zeiten der Frei-
stellung das Arbeitsentgelt einschließlich aller Nebenleistungen und Zulagen fortzu-
zahlen, das sie ohne Teilnahme an der Aus- und Fortbildungsveranstaltung erzielt 
hätten. 4Für Beamte und Richter gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 5Die Höhe 
des Ersatzanspruchs wird nach Art. 10 Satz 1 des Bayerischen Feuerwehrgesetzes 
bemessen. 6Beruflich selbstständige ehrenamtliche Helfer erhalten entsprechend 
den Sätzen 1 und 2 ihren Verdienstausfall bis zum Höchstbetrag nach Art. 33a 
Abs. 3 BayRDG ersetzt. 7Alle ehrenamtlichen Helfer erhalten Sachschäden ersetzt, 
die ihnen ohne eigenen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bei der Teilnahme an 
Fortbildungsveranstaltungen im Sinn des Satzes 1 entstanden sind, soweit nicht 
Dritte Ersatz leisten oder auf andere Weise von Dritten Ersatz erlangt werden kann. 
8Die Ersatzansprüche richten sich gegen die Organisation, für die die Helfer tätig 
werden. 9Der Staat erstattet den Organisationen die notwendigen Aufwendungen 
nach Satz 8 bis zur Höhe der Stundenvergütung nach Satz 6.“ 

 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 

 

 

Begründung: 

Im Juni 2024 hat tagelanger Dauerregen in Bayern zu schweren Überschwemmungen 
und Hochwasser geführt. In dieser Notlage waren über 80 000 Hilfskräfte von Feuer-
wehren, Polizei, Deutschem Rotem Kreuz, THW, der Bundeswehr und weiteren Ret-
tungsorganisationen im Einsatz. Ihnen gebührt der Dank und die Anerkennung des 
Landtags. Bayern hat auf der Bundesinnenministerkonferenz vor über einem Jahr mit-
beschlossen, die ehrenamtlichen Einsatzkräfte der Hilfsorganisationen denen von THW 
und Feuerwehr gleichzustellen. Bisher ist die Staatsregierung hier untätig geblieben. 
Noch immer erhalten ehrenamtlich im Rettungsdienst oder im Katastrophenschutz Tä-
tige, die an Aus- oder Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen, nur auf freiwilliger Basis 
Lohnfortzahlung und nur, wenn die Fortbildungsveranstaltung aus besonderen Gründen 
nur während der üblichen Arbeitszeit stattfinden kann und geeignet ist, zu einer spür-
baren Steigerung der Einsatz- und Verwendungsfähigkeit der ehrenamtlichen Einsatz-
kraft zu führen. Hier muss endlich nachgesteuert werden. 



Drucksache 19/5774 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 4 

 

In der jüngeren Vergangenheit bestand die berechtigte Hoffnung, dass Bund und Län-
der die notwendigen Schritte zu einer harmonisierten Helfergleichstellung gehen wür-
den. Die Ständige Konferenz der Innenministerinnen und Innenminister und Senatorin-
nen und Senatoren der Länder (IMK) hat in ihrer Sitzung im Dezember 2022 ihre Absicht 
erklärt, durch den Arbeitskreis V (AK V) einen Vorschlag zur Harmonisierung bestehen-
der Regelungen bis zur IMK-Sitzung im Herbst 2023 vorzulegen. Der vom AK V ange-
fertigte und bei der IMK 2023 vorgestellte Ergebnisbericht kommt zu dem verblüffenden 
Fazit, dass „in der Gesamtschau zur Helfergleichstellung bundesweit eine positive Bi-
lanz zu ziehen [sei], die in Teilbereichen noch Verbesserungspotenzial erkennen lässt“. 
Ein konkreter Harmonisierungsvorschlag fehlt gänzlich. Die Unwilligkeit der Innenminis-
terinnen und Innenminister, eine harmonisierte Regelung umzusetzen, ist erschreckend 
und den vielen ehrenamtlichen Einsatzkräften nicht zu erklären. Die Ungleichbehand-
lung der Ehrenamtlichen von THW, Feuerwehr und den Hilfsorganisationen ist längst 
nicht mehr hinnehmbar.   

Die Regelung in Art. 17 Abs. 3 Satz 1 BayKSG schafft bislang keinen Freistellungsan-
spruch der ehrenamtlichen Einsatzkraft im Rettungsdienst und Katastrophenschutz ge-
genüber ihrem Arbeitgeber, sondern gibt dem Arbeitgeber nur für den Fall der freiwilli-
gen, bezahlten Freistellung der Einsatzkraft zur Teilnahme an einer anerkannten Fort-
bildungsveranstaltung einen Anspruch auf Erstattung der Entgeltfortzahlung. Dies stellt 
keinen angemessenen Ausgleich zwischen den Interessen der Arbeitgeber und der Hel-
ferinnen und Helfer dar, weil der Arbeitnehmer nicht gegen den Willen des Arbeitgebers 
an Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen kann. Zwar wird durch den Erstattungsan-
spruch ein Anreiz für den Arbeitgeber geschaffen, Mitarbeiter freiwillig für Fortbildungs-
veranstaltungen freizustellen. Das ist aber nicht ausreichend und stellt eine fachlich 
nicht zu rechtfertigende Benachteiligung dar. 

Der vorliegende Gesetzentwurf zielt darauf ab, das Ehrenamt im Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz zu stärken. Die gemeinnützigen Hilfsorganisationen bieten vielfäl-
tige Aus- und Fortbildungen für Ehrenamtliche an, um den spezifischen Herausforde-
rungen in ihrem Einsatzfeld gerecht zu werden. Qualifikationen, die mit Gewinnerzie-
lungsmöglichkeiten für die einzelne Einsatzkraft verbunden sind, scheiden regelmäßig 
für einen Freistellungs- und Erstattungsanspruch nach diesem Gesetz aus. 

Durch die veränderte internationale Bedrohungslage kommt dem Zivil- und Katastro-
phenschutz eine gewachsene Bedeutung zu: Der Zivil- und Katastrophenschutz ist Teil 
der Gesamtverteidigungsfähigkeit unserer Gesellschaft. Es muss uns gelingen, die zi-
vile Verteidigung und den Katastrophenschutz als gleichwertigen Gegenpart zur militä-
rischen Verteidigung zu stärken und beide Bereiche als Gesamtverteidigung zusam-
menzudenken – nur so sind wir effektiv auf Krisen und Bedrohungslagen vorbereitet. 



Von: Heideloff, Thomas
An: Florian Siekmann
Betreff: Gesetzentwurf zur Helfergleichstellung
Datum: Freitag, 22. November 2024 13:52:55

Sehr geehrter Herr Siekmann,
 
über meinen Geschäftsführer Christian Raab habe ich den Gesetzentwurf erhalten.
 
Ich bin zuständig für den Bereich Rettungsdienst und Katastrophenschutz des BRK Erlangen-
Höchstadt,
und seit mehreren Jahrzehnten hier tätig.
 
Eine sehr gute Initiative mit dem Gesetzentwurf zur Helfergleichstellung.
Gibt nichts daran was fehlt, ist gut ausformuliert, herzlichen Dank für die Bemühungen aller
Kollegen
Ihrer Fraktion.
 
Er ist dringend nötig, da sich in den letzten Jahren Schwerpunkte im Bereich K-Schutz wie
Starkregen etc.
Gebildet haben, und wir in diesen Fällen gut ausgebildete Helfer*innen brauchen.
 
Bisher müssen unsere Helfer*innen für Lehrgänge ihren eigenen Urlaub oder studienfreie Zeit
aufbringen,
was ein Unding ist.  Wir haben extremmit dem Schwund an Helfern durch die
Generationenentwicklung
zu kämpfen, teilweise wird mit einem Wegfall von einem Drittel der bisher vorhandenen Kräfte
gerechnet.
 
Eine Ungleichbehandlung in der Helfergleichstellung würde die verbliebenen Helfer von
Lehrgängen,
für die keine Entschädigung gewährt wird, nur noch mehr abhalten.
 
Besonders freut mich, dass auch auf die Problemebereiche
 
Stärkung der K-Schutz Behörden
Ressourcen im K-Schutz
 
eingegangen wird.
 
Die Wiedereinführung von Zentralen Depots ist seit langem überfällig, Leider wurden hier
Alle früher bestehenden Zentraldepots sind nach Ende des Kalten Krieges aufgelassen.
Diesen Fehler haben alle Hiorgs in den Corona-Zeiten sowie in den Flüchtlingswellen bereuen
müssen.
 
Ebenso ist die Stärkung der K-Schutzbehörden, die teilweise in Bayern in Städten und
Landkreisen max. aus zwei Köpfen bestehen, erforderlich.
 
Eine Kosteneinschätzung z.B. für unseren Kreisverband lässt sich nur schwer machen, es kommt



hier auf die
Anzahl und Häufigkeit der Einsätze an, sowie auf den Fortbildungswillen der leider immer mehr
schwindenden
Helferschaft.
 
Ein weiterer Verbessrungsvorschlag wäre die Einführung einer Rentenregelung für langjährige
Einsatzkräfte,
nicht so sehr in Bezug auf finanzielle Leistungen, sondern eher z. b. auf frühere Erlangung des
Renteneintritts.
Dies würde die Attraktivität des Ehrenamtes in Rettungsdienst und Katastrophenschutz stärken.
Hier ist denke ich aber eher der Bereich Bund zuständig denke ich.
 
Herzlichen Dank für Ihren Einsatz im Bereich Helfergleichstellung,
 
Mit freundlichen Grüßen
 
Thomas Heideloff
Rettungsdienst-Leitung
Beauftragter K-Schutz
 
 

 
Bayerisches Rotes Kreuz
Erlangen-Höchstadt
Henri-Dunant-Str. 4
91058 Erlangen
Telefon   
Telefax    
Mobil       
 
Mail to:  
 
www.kverlangen-hoechstadt.brk.de
BRK Erlangen-Höchstadt – Interaktive-Broschüre
https://de-de.facebook.com/kverh.brk/
 
Diese E-Mail (ggf. nebst Anhang) enthält vertrauliche und/oder rechtlich geschützte Informationen. Wenn Sie nicht der
richtige Adressat sind oder diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den Absender und
vernichten Sie diese Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie die unbefugte Weitergabe dieser Mail ist nicht gestattet. 
 
 

http://www.kverlangen-hoechstadt.brk.de/
https://www.unserebroschuere.de/Bayrisches_Rotes_Kreuz_Kreisverband/MailView/
https://de-de.facebook.com/kverh.brk/


 

 

 

Seite 1/3 

BRK-Kreisverband Kelheim · Abensberger Str. 6 · 93309 Kelheim 

Herr Florian Siekmann MdL 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Maximilianeum 

81627 München 

 

Kelheim, den 22.11.2024 

Stellungnahme des Kreisverband Kelheim des Bayerischen Roten 

Kreuzes K.d.ö.R. zum Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen zur Helfergleichstellung in Bayern 

Sehr geehrter Herr Siekmann 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zu Ihrem Gesetzesvorhaben, wel-

ches wir grundsätzlich begrüßen, Stellung nehmen zu dürfen. 

 

Wie Sie richtig anführen, besteht noch immer eine nicht nachvollziehbare 

Ungleichbehandlung im Bereich der Freistellungs- und Entgeltfortzah-

lungsansprüche für die Freiwilligen der Hilfsorganisationen. Der in Ihrem 

Gesetzentwurf neu gefasste Art. 17 Abs. 3 Satz 1 BayKSG greift jedoch 

aus unserer Sicht zu kurz und würde eine Ihnen möglicherweise nicht be-

kannte Ungleichbehandlung weiter zementieren. 

 

Als einziger der 19 Landesverbände des Deutschen Roten Kreuzes ist 

das Bayerische Rote Kreuz aufgrund des Gesetzes über die Rechtsstel-

lung des Bayerischen Roten Kreuzes (BRK-Gesetz) vom 16. Juli 1986 in 

der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts organisiert. 

 

Diese Körperschaft wurde durch den Freistaat Bayern begründet, um dem 

BRK auf diese Weise zu ermöglichen, die Pflege gesellschaftlicher Inte-

ressen besonders wirksam zu gestalten (vgl. BVerfG, E.v. 20.2.1957 - 1 

BvR 441/53 - BVerfGE 6, 257/272, juris Rn. 49). 

 

Bei allen Vorteilen, die der Status als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts mit sich bringt, so bringt er auch einen entscheidenden Nachteil 

mit sich: Berufliche Beschäftigte des BRK können, wenn diese gleichzeitig 

ehrenamtlich im Rettungsdienst und den Katastrophenschutz mitwirken, 

nicht unter Fortbezug Ihrer Bezüge freigestellt werden, da das BRK so-

wohl vom Freistaat Bayern als auch den kommunalen Verwaltungen nicht 

als Privater Arbeitgeber im Sinne des Gesetzes eingeordnet wird. Viel-

mehr muss das BRK in diesem Falle aus eigenen Mitteln und ohne einen 

Bayerisches Rotes Kreuz 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
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Erstattungsanspruch gegen den Freistaat Bayern für die Gehälter der freizustellen-

den Mitarbeitenden aufkommen. Dieser Missstand wird noch verschärft durch den 

Umstand, dass das BRK auch nach dem Bayerischen Feuerwehrgesetz nicht als 

Privater Arbeitgeber bewertet wird und somit eine Erstattung von Lohnkosten aus-

scheidet. Kurz gesagt: Stellt das BRK Feuerwehrangehörige Mitarbeitende z.B. für 

Ausbildung oder Katastropheneinsätze vom Dienst frei, so bleibt das BRK derzeit 

vollumfänglich auf diesen Kosten sitzen. So werden vor allem Menschen, welche 

ohnehin schon einen sozialen Beruf beim BRK ausüben und sich darüber hinaus 

auch in ihrer Freizeit für Ihre Mitmenschen einsetzen möchten strukturell benach-

teiligt. 

 

Wie ist die Rechtslage bei vergleichbaren Organisationen geregelt? 

Die Johanniter Unfallhilfe (JUH) und der Malteser-Hilfsdienst (MHD) sind als ge-

meinnützige Vereine organisiert und werden damit als private Arbeitgeber bewer-

tet. Sie sind in der Lage aus ihren beruflich organisierten Aufgabenfeldern z.B. Kin-

dertageseinrichtungen auch Einsatzkräfte für den Katastrophenschutz, den Ret-

tungsdienst oder die Feuerwehr freizustellen und erhalten hierfür einen Lohnkos-

tenersatz durch den Freistaat Bayern. 

 

Warum ist das ein Problem? 

Das BRK ist einer der größten Wohlfahrtsverbände in Bayern und in den vergan-

genen Jahren enorm gewachsen. Insbesondere die beruflich organisierten Aufga-

benfelder konnten dabei stark ausgebaut und mit verbesserter Finanzierungsstruk-

tur zunehmend professionalisiert werden. Dennoch ist die Organisation weiterhin 

auf regelmäßige Zuwendungen fördernder Mitglieder sowie Spenden und Erb-

schaften angewiesen, da die beruflich organisierten Aufgabenfelder bei weitem 

nicht ausreichen um die Ideellen Rotkreuz-Aufgaben wie den Katastrophenschutz 

ausreichend zu finanzieren. Dieser Ungleichbehandlung führt dazu, dass das BRK 

das ihm zur Verfügung stehende Potenzial bei Weitem nicht ausschöpfen kann, da 

es im schlimmsten Fall stets um sein wirtschaftliches Überleben bangen muss. 

 

 

Wie könnten Sie dies beheben? 

Durch eine Ergänzung des bereits angesprochenen Art. 17 BayKSG sowie des Art. 

10 des BayFwG wäre dieser Umstand Beispielsweise einfach auszuräumen: 

 

BayKSG Art. 17 Abs. (5): Die Regelungen aus Abs. 3 gelten entsprechend 

für das Bayerische Rote Kreuz, Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

 

BayFwG Art. 10 Satz 4: Die Regelungen aus Abs. 3 gelten entsprechend 

für das Bayerische Rote Kreuz, Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
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Einordnung der Organisation 

Der Kreisverband Kelheim des Bayerischen Roten Kreuzes wird neben seinen 

11.500 fördernden Mitgliedern durch 2.000 freiwillige Helferinnen und Helfer unter-

stützt und ist Arbeitgeber von 600 beruflichen Mitarbeitenden. In unserem Zustän-

digkeitsgebiet, dem Landkreis Kelheim, betreiben wir neben zwei Seniorenheimen, 

ambulanter Pflege und 15 Kinderbetreuungseinrichtungen auch allein den Ret-

tungsdienst für die Menschen in unserer Region. Darüber hinaus stellt der Kreis-

verband als einzige Organisation den medico-sozialen Bevölkerungsschutz sicher.  

 

Unsere Stellungnahme stellt die Einschätzung unseres Verbands dar und erhebt 

keinen Anspruch darauf, eine Gesamtverbandliche Meinung abzubilden. 

 

 

Wir danken Ihnen, dass Sie sich für die Gleichstellung unserer Helferinnen und 

Helfer einsetzen möchten und hoffen, mit unserer Stellungnahme zu einer echten 

Gleichstellung aller Helfenden beitragen zu können. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

Christoph Kühnl 

Kreisgeschäftsführer 

BRK-Kreisverband Kelheim 
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Gesetzentwurf zur Helfergleichstellung in Bayern 
Hier: Stellungnahme der Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. 
 
 
Sehr geehrter Herr Siekmann, 
 
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu Ihrem Gesetzentwurf zur Helfergleichstel-
lung in Bayern.  
 
Wir begrüßen die Zielsetzung und das Vorhaben des Gesetzesentwurfs zur Helfergleichstellung 
ausdrücklich. Seit Langem fordern wir eine Gleichstellung und stärkere Anerkennung ehrenamt-
licher Helferinnen und Helfer, insbesondere im Katastrophen- und Zivilschutz. Der Entwurf stellt 
einen wichtigen Schritt in diese Richtung dar. Allerdings möchten wir auf folgende Punkte hin-
weisen, die aus unserer Sicht einer Nachbesserung bedürfen: 
 
Fortbestand von Ungleichbehandlungen 
Der Entwurf führt weiterhin zu einer Ungleichbehandlung. Während bei der Feuerwehr sämtliche 
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen einen Freistellungs- und Erstattungsanspruch begründen, 
ist dies im vorliegenden Entwurf nur bei Veranstaltungen gegeben, die vom Staatsministerium 
des Inneren, für Sport und Integration anerkannt sind. Dies benachteiligt ehrenamtliche Helfer 
der Hilfsorganisationen. 
 
Einschränkung auf private Arbeitgeber 
Der Entwurf adressiert ausschließlich private Arbeitgeber. Richter, Beamte sowie bei Körper-
schaften des öffentlichen Rechts beschäftigte Helferinnen und Helfer sind weiterhin von Freistel-
lungs- und Erstattungsansprüchen ausgeschlossen. Dies stellt eine ungleiche Behandlung im Ver-
gleich zur Feuerwehr dar, deren Helfer eine umfassendere Regelung genießen. 
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Fehlende Freistellung für grundlegende Qualifizierungen 
Der Entwurf sieht auf Grund der aktuellen Beschränkung der anerkannten Aus- und Fortbildungen 
auf den Personenkreis der Führungskräfte und Ausbilder keine Freistellung für Grundausbildun-
gen im Katastrophenschutz oder ergänzende Zivilschutzausbildungen vor. Auch dies schränkt die 
Gleichstellung erheblich ein. Insbesondere mit Blick auf die aktuelle geopolitische Sicherheitslage 
gilt es hier im Sinne der Zeitenwende eine großzügigere Freistellung und Erstattung zu für einen 
gut aufgestellten Katastrophen- und Zivilschutz ermöglichen. 
 
Ehrenamtsfreundliche Zeiten und Flexibilität 
Selbst bei vollständiger Gleichstellung der Helferinnen und Helfer würden die meisten Aus- und 
Fortbildungen weiterhin zu ehrenamtsfreundlichen Zeiten stattfinden. Dennoch wäre es wichtig, 
bei Bedarf auch Termine während regulärer Arbeitszeiten wahrnehmen zu können, um eine grö-
ßere Flexibilität zu ermöglichen, insbesondere für Helfer, die im Schichtdienst oder an Wochen-
enden in ihrem Hauptamt arbeiten. 
 
Anerkennung des Engagements durch eine echte Gleichstellung 
Eine echte Gleichstellung (zu den Ungleichbehandlungen verweisen wir auf o. g. Aspekte) ist nicht 
nur im Sinne der Zielsetzung des Gesetzes erforderlich, sondern auch aus Respekt und Anerken-
nung gegenüber dem ehrenamtlichen Engagement, das die Grundlage unseres Katastrophen-
schutzsystems bildet. 
 
Mindestforderung: Erweiterung der anerkannten Aus- und Fortbildungen 
Als Mindestmaßnahme schlagen wir vor, die Liste der anerkannten Aus- und Fortbildungen zu-
mindest auf alle Qualifizierungen (auch Grundausbildungen) auszuweiten, die von Bund und Frei-
staat für eine Tätigkeit im Zivil- oder Katastrophenschutz vorgesehen sind. 
 
Vorschlag für eine Neufassung des Art. 17 Abs. 3 BayKSG 
„Arbeitnehmer, die als ehrenamtliche Helfer nach Absätzen 1 und 2 tätig sind, sind während Aus- 
und Fortbildungsveranstaltungen und für einen angemessenen Zeitraum danach nicht zur Ar-
beitsleistung verpflichtet. Ihre Abwesenheit haben sie, wenn es die Dienstpflicht zulässt, dem 
Arbeitgeber rechtzeitig mitzuteilen. Dieser ist verpflichtet, ihnen für Zeiten der Freistellung das 
Arbeitsentgelt einschließlich aller Nebenleistungen und Zulagen fortzuzahlen, das sie ohne Teil-
nahme an der Aus- und Fortbildungsveranstaltung erzielt hätten. Für Beamte und Richter gilt 
Satz 1 entsprechend. Die Höhe des Ersatzanspruchs wird nach Art. 10 Satz 1 des Bayerischen 
Feuerwehrgesetzes bemessen. Beruflich selbständige ehrenamtliche Helfer erhalten entspre-
chend den Sätzen 1 und 2 ihren Verdienstausfall bis zum Höchstbetrag nach Art. 33a Abs. 3 
BayRDG ersetzt. Alle ehrenamtlichen Helfer erhalten Sachschäden ersetzt, die ihnen ohne eige-
nen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bei der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen im Sinn 
des Satzes 1 entstanden sind, soweit nicht Dritte Ersatz leisten oder auf andere Weise von Dritten 
Ersatz erlangt werden kann. Die Ersatzansprüche richten sich gegen die Organisation, für die die 
Helfer tätig werden. Der Staat erstattet den Organisationen die notwendigen Aufwendungen nach 
Satz 7 bis zur Höhe der Stundenvergütung nach Satz 5.“ 
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Darüberhinausgehende Vorschläge zur Änderung von Art. 17 Abs. 2 BayKSG 
a) Einfügen von „oder eine andere kommunale oder staatliche Stelle“ als alarmierende Stelle 

Die aktuelle Beschränkung auf Alarmierungen durch die Integrierte Leitstelle (ILS) führt zu 
Ungleichbehandlungen, insbesondere bei Einsätzen von Hundestaffeln, die beispielsweise von 
der Polizei für die Vermisstensuche angefordert werden. Eine solche Regelung benachteiligt 
wichtige Einheiten, die bei der Feuerwehr keine vergleichbare Einschränkung erfahren. 

 
b) Erweiterung auf weitere Unterstützungsleistungen 

Auch die aktuell bestehenden Beschränkungen auf „Schnell-Einsatz-Gruppen“, welche weder 
gesetzlich noch untergesetzlich legal definiert sind, und die „Abwehr einer konkreten Gefahr“ 
führen einerseits zu einer Ungleichbehandlung der Ehrenamtlichen der Feuerwehren und der 
Hilfsorganisationen und schließt andererseits wichtige Hilfsangebote der Hilfsorganisationen 
von der Freistellung aus. Der Freistellungs- und Erstattungsanspruch sollte auch für Unter-
stützungsleistungen wie die psychosoziale Akuthilfe, Helfer vor Ort (First Responder), Ver-
misstensuche sowie die Betreuung und Verpflegung von Betroffenen oder Einsatzkräften gel-
ten. Diese Tätigkeiten sind essenzielle Bestandteile des Katastrophenschutzes und sollten 
nicht ausgeschlossen werden. 

 
Vorschlag für eine Neufassung des Art. 17 Abs. 2 BayKSG 
„Für ehrenamtliche Helfer der nach Art. 7 Abs. 3 zur Katastrophenhilfe Verpflichteten, die über 
die Integrierte Leitstelle oder eine andere kommunale oder staatliche Stelle für Unterstützungs- 
oder Hilfeleistungen alarmiert werden, gilt Art. 33a BayRDG entsprechend mit der Maßgabe, dass 
sich die Ansprüche nach Art. 33a Abs. 3 und 4 BayRDG gegen die Organisation richten, für die 
sie tätig werden.“ 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Johannes Frhr. v. Erffa    Andreas Hautmann 
Mitglied des Landesvorstandes   Mitglied des Landesvorstandes 

Mobile User
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BRK Landesgeschäftsstelle · Garmischer Straße 19-21 · 81373 München 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
im Bayerischen Landtag 
Herrn Florian Siekmann, MdL 
Maximilianeum 
81627 München 
 
Per E-Mail an florian.siekmann@gruene-fraktion-bayern.de 

 

 

München, den 12.12.2024 

Ihre E-Mail vom 21.11.2024: “Gesetzentwurf Helfergleichstellung - 
Stellungnahme erbeten” – Stellungnahme des Bayerischen 
Roten Kreuzes zum “Gesetzentwurf zur Helfergleichstellung in 
Bayern“ 

Sehr geehrter Herr Siekmann,  
 
das Bayerische Rote Kreuz bedankt sich herzlich für die Übermittlung 
des Gesetzesentwurfs bzgl. der Helfergleichstellung in Bayern. 
 
Das BRK begrüßt jegliche Maßnahmen und Initiativen, die das 
ehrenamtliche Engagement fördern, vereinfachen und attraktiver 
gestalten. Wir möchten ausdrücklich anerkennen, dass im Vergleich zu 
anderen Bundesländern im Freistaat Bayern immerhin die Freistellung 
im Einsatzfall eindeutig geregelt ist. Besonders wichtig bei der 
Bewältigung aktueller Herausforderungen ist die rückhaltlose 
Unterstützung für die Einsatzkräfte im Bevölkerungsschutz, die zu über 
90 Prozent aus dem Ehrenamt kommen. Das ist weltweit einzigartig. 
Deshalb muss es in unserem ureigensten Interesse liegen, dieses 
System für die Zukunft zu sichern. Dazu bedarf es der Gleichstellung 
aller Helferinnen und Helfer auch bei Übungen, Fortbildungen und 
Ausbildungen. Denn diese sind Garanten für qualifizierte Einsatzkräfte.  
 
Der vorgelegte Gesetzentwurf kann hierzu einen Beitrag leisten. Wir 
sind überzeugt, dass es hier eine zeitnahe Lösung auf bayerischer 
Ebene braucht. 
 
Wir regen jedoch mittelfristig an, eine bundesweite Harmonisierung der 
Regelungen herbeizuführen. Derzeit besteht eine Ungleichbehandlung 
innerhalb der Blaulichtfamilie - bei einer landesspezifischen Regelung 
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schaffen wir zwar eine Gleichstellung innerhalb Bayerns, aber immer 
noch keine länderübergreifende Gleichstellung aller Helferinnen und 
Helfer. Dies sollte aber aus unserer Sicht das übergeordnete politische 
Ziel sein, auch im Hinblick auf die Finanzierung der 
Freistellungsansprüche.  
 
Dabei ist auch die besondere Rechtsform des Bayerischen Roten 
Kreuzes als Körperschaft des öffentlichen Rechts zu berücksichtigen. 
Kostenerstattungsmöglichkeiten, zum Beispiel im Katastrophenfall, die 
für private gemeinnützige Organisationen gelten, sollten analog auch für 
das Bayerische Rote Kreuz gelten. Derzeit kann ein hauptamtlicher 
Mitarbeitender des Bayerischen Roten Kreuzes für das ehrenamtliche 
Engagement im Einsatz zwar freigestellt werden, das Bayerische Rote 
Kreuz hat jedoch keinen Anspruch auf eine Refinanzierung des 
Lohnfortzahlungsanspruchs. Für die Kosten kommt daher das 
Bayerische Rote Kreuz auf. 
 
Wir danken nochmals für die Beteiligung und stehen für einen weiteren 
Austausch selbstverständlich zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Elke Frank 
Landesgeschäftsführerin 
 







Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner
Abg. Florian Siekmann
Abg. Norbert Dünkel
Abg. Jörg Baumann
Abg. Bernhard Heinisch
Erster Vizepräsident Tobias Reiß
Abg. Christiane Feichtmeier
Staatssekretär Sandro Kirchner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Florian 

Siekmann u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes

hier: Helfergleichstellung in Bayern (Drs. 19/5774)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden. Die Redezeit beträgt 

zehn Minuten für die Fraktion BÜNDNIS/90 DIE GRÜNEN. Ich eröffne die Ausspra-

che. – Als Erstem erteile ich dem Kollegen Florian Siekmann für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Florian Siekmann (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Wir leben 

in bedrohlichen Zeiten: Russland führt Krieg in Europa, die hybriden Bedrohungen 

nehmen zu – wir sehen das an den Angriffen auf unsere kritische Infrastruktur –, die 

Naturkatastrophen werden immer mehr von der Klimakrise getrieben. In den letzten 

Wochen und Monaten hat sich der Blick beim Schutz der Bevölkerung in erster Linie 

nach Berlin gerichtet. Mit der Reform der Schuldenbremse und der Verankerung des 

erweiterten Sicherheitsbegriffs, also auch dem Schutz der Bevölkerung und unserer 

kritischen Infrastruktur, haben wir GRÜNE den Grundstein für eine stärkere Gefahren-

abwehr in Deutschland und auch hier bei uns in Bayern gelegt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber jetzt ist die Zeit, den Blick zu uns zu wenden und hier im Bayerischen Landtag 

zu handeln. Wir allein sind zuständig für den Katastrophenschutz und den Rettungs-

dienst. Beide sind unverzichtbar für den Schutz unserer Bevölkerung und auch die 

Grundlage für den Zivilschutz in schwierigen Zeiten. Wir sind dabei nicht allein: Wir 

können hier bei uns in Bayern auf starke Hilfsorganisationen mit unfassbar engagier-

ten Ehrenamtlichen setzen. Genau denen gilt unser Dank, unsere Wertschätzung und 
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unsere Anerkennung für ihre tägliche Bereitschaft, in Notlagen für andere einzuste-

hen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Den Hilfsorganisationen gilt aber auch der Dank für die Mitwirkung an diesem Gesetz-

entwurf. Sie sind gerade gefordert: in der Vorbereitung auf vielfältige hybride Bedro-

hungen, aber auch durch die zunehmenden Katastrophenfälle. Ich erinnere an das 

Hochwasser im Juni 2024: Paar, Schmutter, Zusam – viele kleine Flüsse haben sich 

in reißende Ströme verwandelt, und es waren 84.000 ehrenamtliche Einsatzkräfte, die 

Schlimmeres verhindert haben.

Betrachten wir einmal zwei dieser Einsatzkräfte: Die gehen in denselben Hochwas-

sereinsatz. Die sitzen nebeneinander im selben Boot. Die begeben sich in dieselbe 

Gefahr eines reißenden Stroms. Es gibt einen Unterschied: Die eine Einsatzkraft 

kommt vom THW oder der Freiwilligen Feuerwehr und hatte damit Anspruch, sich 

für ihr Training freistellen zu lassen; und die andere Einsatzkraft kommt von der 

Wasserwacht oder der DLRG, und die musste für ihr Training ihren privaten Urlaub 

opfern. Genau dieses Zweiklassensystem von Helferinnen und Helfern in Bayern ist 

nicht länger akzeptabel.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir sind überzeugt: Es gibt keine Helferinnen und Helfer erster und zweiter Klasse. 

Wir brauchen sie im Notfall alle, und Bayern braucht endlich die volle Helfergleichstel-

lung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unser Gesetzentwurf stellt genau das sicher: Er schafft den Anspruch auf eine Frei-

stellung und damit auch auf die Lohnfortzahlung und kommt rund 180.000 ehrenamt-

lichen Einsatzkräften in den Bereitschaften des Bayerischen Roten Kreuzes, bei der 

Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft, bei der Wasserwacht, bei der Bergwacht, 
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bei den Maltesern, bei den Johannitern, beim Medizinischen Katastrophen-Hilfswerk 

und beim Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland zugute.

Es ist nicht nur der Katastrophenschutz. Viele vergessen, dass in Bayern der gesamte 

Wasser- und Bergrettungsdienst ehrenamtlich getragen ist, Tag für Tag. Das heißt: 

Der Gesetzentwurf schafft nicht nur eine bessere Vorsorge für das Training unserer 

ehrenamtlichen Einsatzkräfte in Vorbereitung auf den Katastrophenfall, sondern er ver-

bessert auch ihre Situation in der Vorbereitung auf den täglichen Einsatz auf unseren 

bayerischen Seen und in unseren bayerischen Bergen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Er schafft noch mehr. Wir reden viel über Entbürokratisierung, Modernisierung. Der 

Gesetzentwurf entbürokratisiert massiv, einerseits beim Freistellungsanspruch selber, 

weil er ohne komplizierte Anerkennungsverfahren durch das Innenministerium aus-

kommt – die gibt es im Übrigen bei den Feuerwehrlehrgängen oder beim THW in dem 

Maße auch nicht –, andererseits aber auch im Einsatz mit einer zweiten Änderung. 

Es muss nicht immer gleich der Katastrophenfall sein. Vielleicht erinnern Sie sich an 

den Hagelsturm, der das Kloster in Benediktbeuern 2023 so hart getroffen hat. Der 

Landrat hat genau richtig gehandelt. Was hat er gemacht? – Er hat die Bergwacht zu 

Hilfe gerufen. Und warum hat er das getan? – Er hat das getan, weil er Menschen 

gebraucht hat, die andere bei den Arbeiten auf den zerstörten Dächern absichern. 

Das ist genau richtig. Das sind unsere Spezialisten für die Absturzsicherung; aber im 

Nachgang gab es jede Menge Schwierigkeiten mit der Abrechnung der Einsatzkosten, 

weil es kein Katastrophenfall war, weil man nicht gleich den ganzen Landkreis in 

Alarmbereitschaft versetzen musste.

Dieser Gesetzentwurf stellt jetzt ganz deutlich klar: Sobald der Staat oder eine Kom-

mune Hilfsorganisationen alarmiert, wird auch die Übernahme der Einsatzkosten ga-

rantiert, damit diejenigen, die im Einsatz sind, sich auf das konzentrieren können, 
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worauf es wirklich ankommt, nämlich: in der Not beizustehen und die Gefahr abzuweh-

ren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich würde jetzt gerne sagen: Wir sind in Bayern ganz weit vorne dran. – Dem ist aber 

nicht so; denn zum Thema Helfergleichstellung ist in den letzten Jahren außer vielen 

warmen Worten, ein paar Bekenntnissen in der Innenministerkonferenz von dieser 

Regierung, von der CSU und den FREIEN WÄHLERN, wenig gekommen. Hessen 

hat sie, Thüringen hat sie, und ich sage an die Adresse des Ministerpräsidenten, der 

heute leider wieder nicht da ist:

(Zuruf von der AfD)

Auch Daniel Günther in Schleswig-Holstein hat sie. Es ist überfällig, dass Bayern sie 

auch endlich einführt: die volle Helfergleichstellung für unsere ehrenamtlichen Einsatz-

kräfte. Wir sind es ihnen schuldig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nun stellt sich natürlich die Frage: Welche Belastungen oder Kosten kommen da auf 

uns zu? – Dabei dürfen wir eines nicht vergessen: Die Hilfsorganisationen tun das, 

was Feuerwehr und THW auch jetzt schon tun. Sie wickeln den allergrößten Teil des 

Übungsgeschehens und des Trainings zu ehrenamtsfreundlichen Zeiten am Abend 

und am Wochenende ab. Das werden sie auch weiter so machen; aber manche 

Lehrgänge profitieren davon, dass man ein Thema am Stück durchkauen kann, dass 

man Theorien in praktische Übungen übergehen lassen kann und etwas mehr Zeit hat. 

Genau da wirkt dieser Gesetzentwurf: Die einzelne Arbeitskraft muss sich nicht länger 

beim Arbeitgeber rechtfertigen, sondern sie hat mit dem Anspruch die Möglichkeit, 

das zu tun, und gleichzeitig leistet der Arbeitgeber auch die Lohnfortzahlung. Wir 

wissen natürlich, dass viele Arbeitgeber, weil sie das ohnehin unterstützen, von der 

Auszahlung keinen Gebrauch machen.
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In Summe schaffen wir mit dem Gesetzentwurf für die ehrenamtlichen Einsatzkräfte 

eine deutliche Erleichterung. Wir helfen ihnen, sich besser auf die gefährlichen Ein-

satzlagen vorbereiten zu können, in die wir sie als Staat letztlich schicken. Wir drücken 

Wertschätzung aus, stellen eine Gleichbehandlung her und leisten damit einen ele-

mentaren Bestandteil in dieser aktuell bedrohlichen Lage, um den Katastrophen- und 

Bevölkerungsschutz in Bayern zu stärken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Norbert Dünkel für die 

CSU-Fraktion.

Norbert Dünkel (CSU): Lieber Florian, du bist doch eigentlich nicht so klein, dass ich 

das Rednerpult so hochfahren muss. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist ein 

enorm wichtiges Thema für uns alle: Rettungsdienste, Organisationen, Bevölkerungs-

schutz, und auch unter dem Aspekt neuer Einsatzherausforderungen. Es ist zu Recht 

beschrieben worden: Wir haben mehr Einsätze im Bereich von Unwetterkatastrophen; 

aber wir müssen uns auch darauf einstellen, dass wir eine völlig neue Einsatzlage 

für alle Menschen in Deutschland haben, aber insbesondere auch für den Zivil- und 

Katastrophenschutz. Wir sehen, dass Putin im Augenblick 25 % des Bruttosozialpro-

dukts in die Rüstung investiert und spätestens bis zum Jahr 2029 kriegsfähig sein 

wird.Das stellt dieses Land vor Herausforderungen, was jetzt in neue Investitionen 

für die Bundeswehr und für die Verteidigungsfähigkeit mündet. Aber das stellt auch 

unsere Rettungsdienste vor große Herausforderungen.

Schauen wir die Zahlen an: Wir haben alleine in Bayern im Augenblick circa 

300.000 Menschen, die im Ehrenamt in Rettungsdiensten, Feuerwehren und im THW 

tätig sind. 300.000! Von diesen 300.000 sind 90 % ehrenamtlich tätig. Wir müssen 

uns überlegen, wie wir dieses Problem, diese Ungleichbehandlung lösen. Die kom-

munale Zuständigkeit für die Feuerwehren ist in der Bayerischen Gemeindeordnung 

beschrieben und definiert. Das ist die höchste Ehre eines Bürgermeisters, von "seiner" 
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Feuerwehr zu sprechen, in der alle Leistungen abgedeckt sind. Wir haben eine bun-

deseinheitliche Regelung beim THW, aber nicht in den Sanitätsdiensten. Insbesondere 

erwähne ich – es ist vorhin von Florian Siekmann schon angeführt worden – jetzt 

einmal als die größten: das Deutsche und das Bayerische Rote Kreuz, und natürlich 

auch den ASB, die Malteser und alle anderen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Wahrheit gehört aber auch, dass es für eine 

gerichtsfeste Helferfreistellung eine gemeinsame Vereinbarung mit den Arbeitgebern, 

vertreten durch die Arbeitgeberverbände, geben muss, und zwar einheitlich für alle 

Länder, für alle Rettungsdienste in Deutschland.

Zur Wahrheit gehört auch, dass sich die Zeitdauer von Fortbildungen der Feuerwehren 

und zum Beispiel beim Roten Kreuz, die bis zu einem Quartal, drei Monate, zwölf Wo-

chen dauern, schon zeitlich durchaus gravierend unterscheidet. Zur Wahrheit gehört 

auch, dass wir bundesweit firmierende Verbände haben, beispielsweise – ich habe 

es gerade schon erwähnt – unter dem Dach des Deutschen Roten Kreuzes oder des 

ASB. Wir wollen eine Regelung, die für alle Rettungsdienste in Deutschland gilt.

Lieber Herr Staatssekretär, lieber Sandro Kirchner, das ist auf dem Weg. Da ist jetzt 

die Frage der Bewertung dieses Antrags zu stellen. Motor und Triebfeder ist der 

Freistaat Bayern. An dieser Stelle hier im Bayerischen Landtag, im Hohen Haus ein 

herzlicher Dank, lieber Sandro, an euch, an euer Haus, an unseren bayerischen 

Innenminister, dem ich an dieser Stelle sehr herzlich danke.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Um auf künftige Einsatzlagen angemessen und bestmöglich vorbereitet zu sein, wurde 

seitens des Freistaats Bayern bereits 2022 – wir schreiben jetzt Anfang 2025 – ein 

Diskussionsprozess zur Weiterentwicklung des Katastrophenschutzes angestoßen. 

Als Ergebnis wurde das hier im Landtag bereits vorgestellte Konzept "Katastrophen-

schutz Bayern 2025" mit zwölf Empfehlungen erarbeitet. Als zentraler Punkt, liebe 

antragstellende Fraktion der GRÜNEN, ist dabei die weitere Stärkung des Ehrenamts 
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durch eine Optimierung der Rahmenbedingungen im Ehrenamt der Rettungsdienste 

wörtlich beschrieben. Ich darf das zitieren: Das Anliegen ist eine weitestgehende 

Gleichstellung aller ehrenamtlich Tätigen im deutschen Bevölkerungsschutz.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Freistaat Bayern die 

gesetzlichen Freistellungsansprüche und die Gehaltfortzahlungsansprüche für alle Eh-

renamtlichen erheblich ausgeweitet hat. So stehen der Freistellungsanspruch und die 

Gehaltsfortzahlung allen Helfern bei Einsatzlagen im Katastrophenfall zu. Als weiterer 

Schritt wurden die Ansprüche für alle Schnelleinsatzgruppen auch unterhalb der Kata-

strophenschutzschwelle ausgeweitet. Auf Initiative des Freistaats Bayern wurde die 

heute beantragte Helferfreistellung auch bereits zum Thema der deutschen Innenmi-

nisterkonferenz in Berlin erhoben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

In diesem Sinn kann ich unseren Rettungsdiensten versichern: Wir sind an dem 

Thema sehr intensiv dran. Wir sind an dem Thema sehr interessiert. Wir sehen 

die Notwendigkeit, Änderungen herbeizuführen. Wir wollen sie bundesweit einheitlich 

steuern. Lieber Herr Staatssekretär, auch das ist immer wieder auf der Agenda der 

Innenministerkonferenz. Triebfeder seid ihr, Triebfeder ist unser Innenministerium.

In diesem Sinne verweisen wir jetzt die Beratung in den Innenausschuss. Aber ich 

kann heute bereits betonen: Das Thema ist besetzt und auf einem guten Weg. Wir 

werden hier Lösungen herbeiführen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner ist der Kollege Jörg Baumann für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Jetzt haben meine Vorredner eigentlich schon alle Positionen zu dem 

Thema gesagt. Alles Wichtige wurde genannt, alle Positionen dargelegt. Es ist selbst-

verständlich: Die GRÜNEN wollen hier eine Verbesserung für unseren Rettungsdienst, 

eine Verbesserung für das Ehrenamt. Ich glaube, dass jeder Politiker, der hier sitzt, 

sich der Aufgabe des Ehrenamts bewusst ist, und es schlecht ist zu sagen, das 

Ehrenamt ist uns egal. Das ist nämlich genau nicht der Fall. Wir alle wissen um die 

Bedeutung, und wir alle sagen – das mache auch ich jetzt im Namen meiner Fraktion 

– vielen Dank an die vielen Hunderttausend ehrenamtlichen Helfer.

(Beifall bei der AfD)

Mit Ihrem Gesetzentwurf gehen Sie zum Teil in die richtige Richtung. Sie haben sich 

auch schon an die Verbände wie das Rote Kreuz, die Johanniter oder auch die Malte-

ser gewandt, welche entsprechend reagiert haben.

Wir haben auch einige Verbesserungsvorschläge vorgelegt, die auf einige Probleme 

hinweisen. Da sollten wir im Ausschuss darüber sprechen. Im Moment macht Ihr 

Gesetzentwurf ein bisschen den Eindruck, als wollten Sie mit dem Kopf durch die 

Wand. Ganz so einfach geht das dann auch nicht.

Dass die Ehrenamtler eine wichtige Säule der Gesellschaft sind, ist wohl jedem klar. 

Auch ich muss nach 25-jähriger polizeilicher Tätigkeit, in der ich oft mit Ehrenamt-

lichen zusammengearbeitet habe, sagen: Diese leisten eine herausragende Arbeit, 

einen tollen Dienst an der Gesellschaft. Ja, hier kann man noch Verbesserungen 

anstreben, gerade wenn es um die Lehrgänge geht.

Doch wir müssen auch die Arbeitgeber berücksichtigen. Wie können die gewiss sein, 

dass die Arbeit, für die Arbeitnehmer bezahlt werden, auch abgeleistet wird, wenn so 

ein Ehrenamtlicher einmal bis zu drei Monate fehlt? Da ist es sehr gut zu wissen, dass 

die meisten Arbeitgeber bereit sind, die Ehrenamtler in einem Katastrophenfall – oder 

wenn sie gebraucht werden – freizustellen.
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Bei Artikel 17 Absatz 2 des Katastrophenschutzgesetzes können wir – das kann ich 

Ihnen jetzt schon sagen – nicht ganz mitgehen. Alarmierungen müssen immer von 

der Integrierten Rettungsleitstelle ausgehen. Es ist einfach so: Zu viele Köche verder-

ben den Brei. Es braucht immer einen zentralen Anlaufpunkt, wo alle Informationen 

zusammenfließen. Von dort aus sollen auch die entsprechenden Verbände alarmiert 

werden. Auch das weiß ich aus meiner Einsatztätigkeit: Wenn zu viele mitmischen, 

entsteht schnell ein Chaos.

Dann möchte ich noch anmerken: Ja, wir alle stehen zum Ehrenamt. Das ist über-

haupt keine Frage. Aber ich stelle mir immer die Frage: Sie machen hier ein bisschen 

Politik auf dem Rücken der Blaulichtfamilie. Das war auch schon beim Feuerwehrge-

setz so. Ich fände es viel schöner, wenn man sich vielleicht vorher schon einmal 

zusammensetzen und gemeinsam fraktionsübergreifend beratschlagen würde, welche 

Verbesserungen nötig sind und wie alle gemeinsam vielleicht ein neues Gesetz schaf-

fen können, wie wir alle zusammen die Situation verbessern und gleich noch die 

Verbände mit ins Boot nehmen können.

Das ist leider wieder einmal nicht geschehen. Ich finde, hier werden alle Fraktionen 

im Landtag ein wenig unter Druck gesetzt. Das können wir uns eigentlich sparen. Wir 

sind hier, glaube ich, keine Konkurrenten im Sinne von "Wer bietet mehr?". Das sollten 

wir nicht machen.

Ansonsten freue ich mich auf die Aussprache im Ausschuss. Wir sind diesem Thema 

sehr offen zugetan. Wir werden unsere Ideen mit einbringen. Wir haben auch schon 

einige Fragen, die noch geklärt werden müssten. Vielleicht können wir uns am Schluss 

alle zusammen auf eine Verbesserung des Katastrophenschutzgesetzes einigen. Ich 

denke, das ist im Sinne aller, vor allem unserer Helfer. Ich freue mich auf die Ausspra-

che im Ausschuss und wünsche Ihnen allen einen schönen guten Tag.

(Beifall bei der AfD)
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Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächstem erteile ich dem Kollegen Bernhard Heinisch 

für die Fraktion der FREIEN WÄHLER das Wort.

Bernhard Heinisch (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten den Gesetzentwurf der GRÜNEN zur Änderung 

des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes; einen Entwurf, der mit großen Worten 

daherkommt – Gleichstellung, Wertschätzung, Vereinheitlichung –, der in der Praxis 

aber nicht immer ganz einfach umzusetzen ist.

Unbestritten ist, dass unsere ehrenamtlichen Einsatzkräfte, ob bei den freiwilligen 

Hilfsorganisationen, den Feuerwehren oder dem Technischen Hilfswerk, eine tragen-

de Säule unseres Bevölkerungsschutzes sind. An dieser Stelle, liebe Mitglieder und 

ehrenamtliche Helferinnen und Helfer der Blaulichtfamilie, vielen Dank für Ihren uner-

müdlichen Einsatz für unser Gemeinwohl! Wir, die FREIEN WÄHLER, können Ihnen 

gar nicht oft genug danken.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Ohne Sie alle wären die unverzichtbaren Aufgaben wie der Katastrophenschutz, der 

Rettungsdienst und die zivile Verteidigung in Bayern nicht denkbar. Dieses Engage-

ment verdient Anerkennung, Respekt und auch verlässliche Rahmenbedingungen.

Der Gesetzentwurf geht vom Grundgedanken her in die richtige Richtung, ist aber ins-

besondere bei der geplanten Änderung von Artikel 17 Absatz 2 nicht ganz vollständig 

und nicht zu Ende gedacht.

Beginnen wir mit Artikel 17 Absatz 3. Die aktuell bestehenden Regelungen ergeben 

sich aus den unterschiedlichen Strukturen der Organisationen. Feuerwehr und THW 

sind in eine gesetzliche Pflichtstruktur eingebunden. Ihre Ausbildungs- und Fortbil-

dungsmaßnahmen erfolgen im Auftrag der Organisationen. Deshalb gibt es hier klare 

gesetzliche Freistellungsregelungen. Bei den freiwilligen Hilfsorganisationen hingegen 

haben wir eine andere Ausgangslage. Ihre Mitglieder entscheiden sich selbstbestimmt 
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für Fortbildungen und können dies bereits heute in Abstimmung mit ihren Arbeitgebern 

tun.

Die avisierte Helfergleichstellung sollte gerade im aktuellen geopolitischen Kontext dis-

kutiert werden. Das aber sollte gründlich und unter Einbeziehung aller Auswirkungen 

geschehen, etwa der erwartbaren Belastungen für Unternehmen und öffentliche Ar-

beitgeber, vor allem dort, wo kritische Infrastrukturen auf eine stabile Personalplanung 

angewiesen sind. Ich glaube, dass der Vorschlag grundsätzlich eine gute Basis für 

eine weitere Diskussion zur Thematik ist. Aber alle Argumente und Sichtweisen sollten 

auch hier in Ruhe abgewogen werden.

Die geplante Änderung von Artikel 17 Absatz 2 des Bayerischen Katastrophenschutz-

gesetzes ist hingegen brandgefährlich. Bislang gilt, dass eine Alarmierung über die 

Integrierte Leitstelle erfolgen muss, um eine Freistellung mit dem Entgeltersatz zu 

ermöglichen. Das ist eine sehr sinnvolle Regelung, die sicherstellt, dass wirklich nur 

Einsätze in dringenden Notlagen und Katastrophenfällen darunterfallen. In dem vorlie-

genden Gesetzentwurf steht, dass jede beliebige staatliche oder kommunale Stelle 

Einsatzkräfte anfordern kann, ohne klare Kriterien, ohne Notwendigkeit einer Alarmie-

rung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das öffnet einer unsystematischen und 

unkoordinierten Nutzung unserer ehrenamtlichen Kräfte Tür und Tor. Es wäre eine 

Einladung zur Verschiebung von Verantwortung, bei der der Freistaat am Ende die 

Kosten trägt, während die Kommunen nach Belieben Personal abrufen können. Das 

ist absolut inakzeptabel.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Suggeriert wird, man würde das Ehrenamt stärken. In Wahrheit aber würde man nur 

mehr Belastungen für Wirtschaft und Verwaltung schaffen, einhergehend mit der Folge 

einer unklaren Finanzierungsgrundlage und einer Aufweichung bewährter Strukturen 

im Katastrophenschutz.
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Wir FREIE WÄHLER sind fest mit der kommunalen Basis verwurzelt und stehen für 

eine echte Stärkung des Ehrenamts mit verlässlicher Unterstützung, gezielter Förde-

rung und praxisnahen Lösungen. Deshalb können wir dem Gesetzentwurf aktuell so 

nicht zustimmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion hat Frau 

Christiane Feichtmeier um das Wort gebeten. Frau Kollegin, bitte schön.

Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Wir diskutieren heute über einen Gesetzentwurf der GRÜNEN zur 

Helfergleichstellung in Bayern. Lassen Sie mich eines vorwegnehmen: Die SPD-Frak-

tion wird diesem Gesetzentwurf zustimmen; denn die Helfergleichstellung ist eine 

langjährige Forderung unserer Fraktion und ein zentrales Anliegen unseres Wahlpro-

gramms 2023.

Bayern ist zu Recht stolz auf sein Ehrenamt. Über 90 % der Helfenden bei Feuerweh-

ren und Rettungsorganisationen sind in Bayern ehrenamtlich aktiv. Für Einsätze sind 

sie rund um die Uhr erreichbar, sieben Tage die Woche. Corona, Hochwasser und 

andere schlimme Ereignisse haben uns gezeigt, dass wir gut ausgebildete Retterinnen 

und Retter beim Katastrophenschutz und in den Rettungsdiensten brauchen. Sie ver-

dienen unseren höchsten Dank und unsere höchste Wertschätzung.

(Beifall bei der SPD)

Bis heute existieren jedoch enorme Missstände im Hinblick auf die geltenden gesetz-

lichen Rahmenbedingungen für ehrenamtliche Einsatzkräfte in Rettungsdienst, Zivil- 

und Katastrophenschutz; denn für die Teilnahme der ehrenamtlich tätigen Einsatzkraft 

an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen gibt es in Bayern noch immer keinen ge-

setzlichen Freistellungs- und Entgeltfortzahlungsanspruch. Während Einsatzkräfte von 

THW und Freiwilligen Feuerwehren Anspruch auf Freistellung und Entgeltfortzahlung 
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für Aus- und Fortbildungen haben, gilt dies nicht für ehrenamtliche Helferinnen und 

Helfer im Rettungsdienst und im Katastrophenschutz.

Diese Ungerechtigkeit muss endlich ein Ende haben. Unsere Ehrenamtlichen riskieren 

im Ernstfall ihr Leben, um anderen zu helfen. Sie investieren unzählige Stunden in 

ihre Ausbildung und Einsätze. Dass sie dabei nicht die gleiche Unterstützung erhalten 

wie Feuerwehr- und THW-Kräfte, ist nicht nachvollziehbar und ein fatales Signal an all 

jene, die sich freiwillig in den Dienst der Gesellschaft stellen.

Die Innenministerkonferenz hat sich bereits 2022 auf eine bundesweit einheitliche 

Regelung verständigt. Doch im Abschlussbericht vom Herbst 2023 fehlt jeglicher kon-

krete Vorschlag. Wenn der Bund also nicht handelt, muss Bayern vorangehen. Die 

Hilfsorganisationen fordern die Helfergleichstellung seit Jahren. Die veranschlagten 

Kosten von rund einer Million Euro jährlich sind für den Freistaat durchaus tragbar. 

Wenn wir uns das nicht leisten wollen, senden wir ein fatales Signal an die vielen 

Ehrenamtlichen, die sich mit Herzblut für unsere Sicherheit einsetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die SPD steht für eine echte Helfergleichstellung. 

Lassen Sie uns heute gemeinsam ein Zeichen für die Ehrenamtlichen setzen.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN stehen noch eineinhalb Minuten zur Verfügung. Diese möchte 

noch einmal der Kollege Siekmann nutzen.

Florian Siekmann (GRÜNE): Kolleginnen und Kollegen, ich danke zunächst für die 

gute Debatte, möchte aber noch einmal an eines erinnern. Ich höre wieder, man 

muss auf Berlin warten, man muss mal schauen, ob man sich einigt. – Wir sind der 

bayerische Gesetzgeber, und wir haben eine Verantwortung gegenüber den Organisa-

tionen in Bayern. Wir sollten unser Licht deswegen nicht unter das von Berlin stellen. 

Die Kollegin hat es gesagt: Im IMK-Bericht steht am Ende, man appelliere an die 
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Länder. – Wir sind das Land, wir sind der Freistaat. Wir sind zur Entscheidung befugt 

und sollten deswegen in der Sache auch handeln.

An den Kollegen Heinisch vielleicht noch der Hinweis: Ich finde es in Bezug auf die 

Einsätze und die Frage, was im Katastrophenfall geschieht, gerade klug, die Alarmie-

rung zu vereinfachen. Wir decken damit nämlich auch künftige Szenarien ab, wenn 

vielleicht einmal eine ILS ausfällt oder es jetzt eben nicht gleich die ganz große 

Katastrophe ist.

Sie sind doch die FREIEN WÄHLER. Ich meine, Sie haben doch Vertrauen in unsere 

Bürgermeisterinnen und Landräte. Wenn diese der Meinung sind, sie brauchen Hilfe, 

glaube ich auch erst einmal, dass sie Hilfe brauchen. Schließlich müssen sie es ja 

am Ende auch bezahlen.Wir sollten unseren kommunalen und staatlichen Stellen das 

Vertrauen entgegenbringen, dass diese im Ernstfall, wenn es nicht anders geht, die 

Kräfte alarmieren können. Dieser Gesetzentwurf ist ein Vertrauensbeweis an unsere 

aktuelle Gefahrenabwehrstruktur in Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die Staatsregierung hat Herr Staatssekretär 

Kirchner um das Wort gebeten. – Herr Staatssekretär, bitte schön.

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Sehr geehrter Herr 

Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen, erst einmal vielen Dank für die bisheri-

ge Debatte, bei der wir einen gemeinsamen Nenner gefunden haben. Wir haben das 

Grundverständnis, dass ehrenamtliches Engagement, egal von welchen Organisatio-

nen es in Bayern eingebracht wird, etwas ganz Besonderes ist und nicht genügend 

wertgeschätzt werden kann. Dass das heute hier stattgefunden hat, zeigt schon, dass 

wir uns dessen auch bewusst sind.

Ich bin der Meinung, dass es ganz wichtig ist, dass für den Freistaat Bayern klar 

ist, dass wir viele Dinge gut angehen, viele Dinge gerne weiterentwickeln wollen und 
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gerne bereit sind, dort, wo wir besser werden können, auch besser zu werden, und 

das natürlich unterstützen. Aber wenn so eine Debatte geführt wird, dann ist eines 

wichtig: dass wir die Dinge so ansprechen, wie sie sich in der Realität darstellen.

Ich denke schon, dass das an der einen oder anderen Stelle, insbesondere von 

Ihnen, Herr Siekmann, ein bisschen verzerrt dargestellt worden ist; denn eines ist klar: 

Bei Einsätzen findet die Helferfreistellung über alle Hilfsorganisationen hinweg statt, 

unabhängig davon, welcher Organisation man angehört. Damit ist klar geregelt, dass 

diese Freistellung dort honoriert, akzeptiert und getragen wird.

Wenn wir im Weiteren darüber sprechen, dass Ehrenamt in vielfältiger Form stattfindet 

– wobei wir sehr dankbar sind, dass wir viele Akteure haben –, dann muss man zur 

Kenntnis nehmen und akzeptieren, dass es unterschiedliche Organisationen gibt, die 

von sich aus unterschiedliche Stellenwerte und Zuständigkeiten haben.

Sie sprechen das Technische Hilfswerk an. Das haben Sie in Ihrer Rede gesagt. Es 

gibt ein THW-Gesetz, in dem ganz klar die Absicht formuliert ist, dass ein Einsatz 

beim THW im Ehrenamt stattfinden soll. Aus- und Fortbildungen sollen dann eben 

ehrenamtlich außerhalb der Arbeitszeit stattfinden. Das haben Sie gar nicht angespro-

chen. Sie respektieren das THW an dieser Stelle nicht.

Bei den Feuerwehren ist es so geregelt, dass in unseren Feuerwehren – wir haben in 

Bayern in der Fläche über 7.000, worauf wir stolz sind – sehr viele im ehrenamtlichen 

Bereich tätig sind. Deswegen heißt es auch Ehrenamt, weil solche Übungen abends 

in der Freizeit oder an Wochenenden stattfinden. Das ist Usus bei den Feuerwehren. 

Wenn Ausbildungen spezialisiert stattfinden müssen, finden sie vielleicht in Lehrgän-

gen statt und werden begleitet.

Sie haben überhaupt nicht gesagt, dass es nach dem Gesetz jetzt schon möglich 

ist, dass für Mitglieder einer Organisation, wenn sie mit ihren Arbeitgebern ein Einver-

ständnis erzielen, wenn sie auf ihren Arbeitgeber zugehen und sagen, ich möchte 

gerne auf eine Fortbildung während der Arbeitszeit gehen, und ein Arbeitgeber das an 
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dieser Stelle unterstützt und sagt, ich bin damit einverstanden, der Freistaat Bayern 

heute schon die Kosten für diese Aus- und Fortbildung, den Lohnausfall und weitere 

Dinge mitübernimmt. Das muss nur überbrückt werden. Es wird von der Organisation 

entsprechend mitbegleitet; aber der Freistaat Bayern ersetzt diese Kosten an dieser 

Stelle.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die Diskussion, die Sie damit einbringen, ist viel schwieriger. Sie vergleichen mit an-

deren Bundesländern. In den anderen Bundesländern, in denen die Helferfreistellung 

vielleicht anders geregelt ist, ist es heute schon gegeben, dass eine Absprache mit 

den Arbeitgebern stattfinden muss und die Freistellung nicht einfach pauschal stattfin-

det und umgesetzt werden kann.

Wir sprechen hier über viele Szenarien, die in einer verrückten globalen Welt mittler-

weile stattfinden. Wir sprechen von kritischer Infrastruktur. Erklären Sie mir einmal, wie 

es funktionieren soll, wenn ein Energieversorgungsunternehmen, das für den Standort 

sehr essenziell ist, auf einmal in die Verlegenheit kommt, die kritische Infrastruktur 

nicht mehr betreiben zu können, weil die Mitarbeiter wegfallen. Erklären Sie das der 

Wirtschaft. Deswegen ist es auch wichtig, dass die Vorredner aufgezeigt haben, wir 

führen keine pauschale Diskussion, sondern sie ist sehr sensibel und muss im Detail 

abgesprochen werden.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Herr Siekmann, worauf Sie auch nicht eingegangen sind, ist die haushalterische 

Situation. Natürlich kann man diese Forderungen stellen; aber man muss abschätzen 

können, was das für einen Staatshaushalt bedeutet. Im Moment ist das mit dieser 

Gestaltung des Gesetzentwurfs, den Sie einbringen, nicht spezifizierbar und nicht 

abbildbar.
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Die Vorredner, insbesondere von den FREIEN WÄHLERN und auch Norbert Dünkel, 

haben eines sehr deutlich gemacht: Wenn man die Spielregeln bei der Alarmierung 

bzw. bei der Einsatzgebung verändern würde, wenn man den Kommunen und Trägern 

das überlassen würde, wäre eine Unbekannte der Fall, die haushalterisch und gesetz-

geberisch nicht abbildbar ist.

Deswegen bin ich froh, dass die Debatte heute begonnen worden ist. Ich vertraue den 

Ausschüssen, dass noch einmal sehr kritisch, aber auch sehr deutlich aufgezeigt wird, 

warum das System, das Sie wollen, nicht funktioniert und wie die Dinge entsprechend 

begleitet werden müssen, damit das Ehrenamt bei uns weiterhin so getragen und 

unterstützt wird. – Ich bedanke mich an der Stelle.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Staatssekretär, bitte bleiben Sie kurz noch 

am Rednerpult. – Knapp, aber doch noch rechtzeitig hat sich Kollege Florian Siek-

mann zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Florian Siekmann (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ich habe jetzt von Ihnen ganz viel 

darüber gehört, wie es Ihrer Meinung nach nicht geht. Was ich nicht gehört habe, aber 

was ich gerne von einer Staatsregierung in Bayern hören würde und was auch die 

Hilfsorganisationen gerne hören würden: Wie wollen Sie es umsetzen, nachdem die 

IMK an die Länder appelliert hat, tätig zu werden? Bisher kam nichts dazu, wie sich 

die Staatsregierung ein Modell der vollen Helfergleichstellung in Bayern vorstellt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Ich finde das schon 

spannend. Sie bringen heute einen Gesetzentwurf ein, der hier zur Debatte steht. Ich 

bin auf Ihren Gesetzentwurf eingegangen. Ich bin auf Ihre Rede eingegangen, in der 

Sie ein völlig verzerrtes Bild zum Istzustand im Freistaat Bayern darstellen. Damit 
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konterkarieren Sie nach außen hin dieses System, das wir haben, das gut funktioniert 

und das verschiedene Interessen berücksichtigt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Herr Siekmann, ich würde Ihnen im gemeinsamen Interesse für das Ehrenamt emp-

fehlen, wenn man Verbesserungen erzielen will, wenn man Verbesserungen einbrin-

gen will, dass man das seriös macht und nicht den Menschen eine falsche Spur 

legt, damit am Ende des Tages nicht ein Ergebnis herauskommt, das niemandem 

weiterhilft.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Damit ist die Aussprache ge-

schlossen, und ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommunale 

Fragen, Innere Sicherheit und Sport als federführendem Ausschuss zu überweisen. 

Erhebt sich dagegen Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlos-

sen.

Im Hinblick auf die Tagesordnungspunkte 4 und 5 – Wahl eines Vizepräsidenten 

und Wahl eines Schriftführers des Bayerischen Landtags – hat die AfD-Fraktion eine 

Begründung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame Aussprache beantragt. Hier-

über soll auf Antrag der AfD-Fraktion gemäß § 42 Absatz 2 Satz 2 unserer Geschäfts-

ordnung in der Vollversammlung eine Entscheidung herbeigeführt werden. Ich lasse 

deshalb über diesen Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und eines Schriftführers im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 4 und 5 zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die AfD-Fraktion. Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzeigen! – Das ist 

das übrige Haus. Enthaltungen? – Keine. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/5774 

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes  
hier: Helfergleichstellung in Bayern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Florian Siekmann 
Mitberichterstatter: Norbert Dünkel 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 28. Sitzung am 
14. Mai 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf in 
seiner 69. Sitzung am 4. Juni 2025 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf in seiner 29. Sitzung am 26. Juni 2025 endberaten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Roland Weigert 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Florian 
Siekmann, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim 
Pargent, Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal 
Bozoğlu, Maximilian Deisenhofer, Gülseren Demirel, Toni Schuberl und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/5774, 19/7219 

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes 
hier: Helfergleichstellung in Bayern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

II. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold
Abg. Florian Siekmann
Abg. Norbert Dünkel
Abg. Christian Zwanziger
Abg. Richard Graupner
Abg. Bernhard Heinisch
Abg. Christiane Feichtmeier
Staatssekretär Sandro Kirchner



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf.

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Florian 

Siekmann u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes hier: 

Helfergleichstellung in Bayern (Drs. 19/5774)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die Aus-

sprache. Erster Redner ist für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Herr Kollege 

Florian Siekmann. Bitte, Sie haben das Wort.

Florian Siekmann (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! Draußen ist es heiß, 

und zwar sehr heiß. Die jüngste Hitzewelle und damit die Klimakrise haben Bayern 

fest im Griff. Die Bürgerinnen und Bürger suchen verzweifelt Abkühlung, am liebsten in 

unseren bayerischen Flüssen und Seen. Der eine oder andere unternimmt bei diesem 

Wetter einen Ausflug in höhere Berglagen.

Über zwanzig Badetote haben wir heuer schon zu beklagen. Jedes Wochenende 

kommt es zu unzähligen Fällen von Bergnot. Auf eines können die Bürgerinnen und 

Bürger in Bayern zählen: Berg- und Wasserretter eilen, so schnell es geht, zu Hilfe. 

Aber die wenigsten wissen, dass unsere ehrenamtlichen Einsatzkräfte für ihre Aus- 

und Fortbildung oft ihren privaten Urlaub nehmen müssen, und zwar sowohl im Ret-

tungsdienst als auch im Katastrophenschutz.

Kolleginnen und Kollegen, draußen ist es niemandem zu erklären, dass unsere ehren-

amtlichen Einsatzkräfte, die ihr Leben riskieren, um anderen zu helfen, ihren privaten 

Urlaub opfern müssen. Das muss sich ändern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Protokollauszug
54. Plenum, 02.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link
https://www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente/drucksachen?isInitialCheck=0&q=&dknr=5774&suchverhalten=AND&dokumentenart=Drucksache&ist_basisdokument=off&sort=date&anzahl_treffer=20&wahlperiodeid%5B%5D=19&erfassungsdatum%5Bstart%5D=&erfassungsdatum%5Bend%5D=&dokumentenart=Drucksache
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5284


Unser grüner Gesetzentwurf schafft endlich den Rechtsanspruch auf Freistellung für 

Aus- und Fortbildung, und zwar sowohl im Rettungsdienst als auch im Katastrophen-

schutz. Das sind übrigens die gleichen Einsatzkräfte, die im Hochwassereinsatz Men-

schen aus reißenden Strömen und aus ihren Häusern evakuieren und Leben retten. 

Diese Einsatzkräfte sind mit THW und Feuerwehr im selben Einsatz. Sie sitzen im sel-

ben Boot und begeben sich in dieselbe Gefahr. Der einzige Unterschied ist, dass THW 

und Feuerwehr die Helfergleichstellung und die Freistellung längst haben. Johanniter, 

Malteser, Wasserwacht, DLRG, Rotes Kreuz, MHW und ASB haben sie noch nicht.

Unser Gesetzentwurf macht Schluss mit diesen ehrenamtlichen Einsatzkräften erster 

und zweiter Klasse. Wir brauchen sie alle.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Helfergleichstellung ist seit über zehn Jahren Thema im Parlament. Zehn Jahre, 

in denen die Regierung hätte handeln können. Heute steht unser grüner Gesetzent-

wurf zur Abstimmung. Der Gesetzentwurf ist in enger Abstimmung mit den ehrenamt-

lichen Einsatzkräften in den Hilfsorganisationen entstanden. Dabei handelt es sich 

um 180.000 Kameradinnen und Kameraden, denen wir ein großes Dankeschön dafür 

sagen, dass Sie noch mehr schwitzen, wenn es draußen heiß ist, dass sie zu Hilfe 

eilen, wenn Menschen in Not sind, und dass sie ihr Leben einsetzen, um die Gesund-

heit anderer zu schützen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sogar Kollege Zellmeier hat bei der Mitberatung im Haushaltsausschuss attestiert, am 

Gesetzentwurf der GRÜNEN sei eigentlich nichts falsch. Kolleginnen und Kollegen 

der CSU und der FREIEN WÄHLER, geben Sie sich einen Ruck, stimmen Sie im 

Interesse der ehrenamtlichen Helfer und der Sicherheit im Land zu. – Ja, im Interesse 

der Sicherheit; denn jetzt wird es pikant: Der Zivilschutz ist auch von der Helfergleich-

stellung abhängig.
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Wir sehen die hybriden Bedrohungen zunehmen, insbesondere diejenigen aus Russ-

land. Das Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz des Bundes ist an dieser Stelle 

übrigens sehr klar: Die Rechte und Pflichten der ehrenamtlichen Helferinnen und 

Helfer im Zivilschutz richten sich eins zu eins nach den landesrechtlichen Vorschriften 

im Katastrophenschutz. Das bedeutet, der Zivilschutz in Bayern ist durch die fehlende 

Helfergleichstellung schwächer aufgestellt als in anderen Bundesländern. Damit kön-

nen wir nicht zufrieden sein. Wir müssen uns aufgrund der Bedrohungen von außen 

besser rüsten. Unser Gesetzentwurf schafft Abhilfe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich weiß, Sie werden heute nicht zustimmen; aber Sie haben im Innenausschuss 

einen erstaunlichen Antrag eingebracht. CSU und FREIE WÄHLER haben die eigene 

Regierung aufgefordert, nach zehn Jahren einen Vorschlag zu machen, wie das denn 

gehen könnte. Ich merke, langsam wird wohl einigen die eigene Untätigkeit ein wenig 

peinlich. Die Hilfsorganisationen und wir werden jedenfalls gespannt warten.

Heute liegt unser grüner Gesetzentwurf auf dem Tisch. Dieser bietet eine gute Lösung 

für die ehrenamtlichen Einsatzkräfte in Bayern. Sie ist bürokratiearm, und sie setzt auf 

Vertrauen. Wir glauben, dass die Hilfsorganisationen selbst am besten wissen, wann 

sie auf eine Freistellung angewiesen sind. Wir regeln das ganz analog zur Feuerwehr, 

mit viel Vertrauen und ohne komplizierte Detailregelungen. Die Kosten sind im Verhält-

nis zu den Zahlen, die sonst beim Bevölkerungsschutz kursieren, sehr überschaubar.

Kolleginnen und Kollegen, wenn ich sehe, wie lautstark der Innenminister 10 Milliar-

den Euro vom Bund für den Zivilschutz fordert, dann stelle ich fest, dass er für die 

Helfergleichstellung im eigenen Land auch 1 Million Euro übrig haben dürfte. Das 

Ganze ist kein Hexenwerk. Hessen hat die Helfergleichstellung, Thüringen hat die 

Helfergleichstellung, und Schleswig-Holstein hat die Helfergleichstellung. Beschließen 

wir sie heute gemeinsam für Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist für die CSU-Fraktion 

Herr Kollege Norbert Dünkel. Bitte, Sie haben das Wort.

Norbert Dünkel (CSU): Danke, lieber Florian. Wir sind gar nicht weit auseinander. 

Heute befinden wir uns bereits in der Zweiten Lesung. Wir haben das Gesetz im 

Innenausschuss diskutiert. Eines muss man anmerken: Inklusive der Feuerwehrleute 

und des THW, zusammen mit dem BRK, den Johannitern, den Maltesern und dem 

ASB erbringen jeden Tag, jede Nacht, das ganze Jahr über 400.000 Freiwillige eine 

enorme Leistung für die Bevölkerung. Ich glaube, das verdient einen herzlichen Dank.

Wenn ich es einmal von meinem Konzept abweichend nach unten breche, kann 

ich Ihnen sagen, ich bin seit 35 Jahren in der Stützpunktfeuerwehr aktiv. Als Feuer-

wehrleute haben wir es natürlich einfacher. Bei uns ist alles geregelt. Wenn wir ein 

Anliegen haben, gehen wir auf unseren Gemeinde- oder Stadtrat zu. Bei mir in der 

Feuerwehr gibt es eine Drehleiter, einen Rüstwagen, einen Schlauchwagen 2000, 

zwei Tanklöschfahrzeuge usw. Dafür ist alles geregelt.

Für das THW besteht eine einheitliche Regelung auf der Ebene des Bundes. Diese 

besteht nicht für den zivilen Katastrophenschutz. Genau an diesem Punkt beginnt 

natürlich die Frage der Abstimmung. Lieber Sandro Kirchner, Staatssekretär im Innen-

ministerium, und lieber Florian Herrmann, Leiter der Staatskanzlei: Wir haben seit 

2022 den Katastrophenschutzplan Bayern mit Fokus auf das Jahr 2025, der eine 

detaillierte und bundesweite Abstimmung auf den Weg bringen soll, an der die Baye-

rische Staatsregierung intensiv mitwirkt. Es handelt sich nämlich nicht um ein rein 

bayerisches Problem. Aktuell haben die Gleichstellung nur vier Bundesländer. Lieber 

Florian Siekmann, wir wissen, wie groß Deutschland ist. Es sind vier einzelne Länder. 

Das ist nicht die Republik. – Wir sind im Gespräch.

Warum sind wir im Gespräch? – Weil es darum geht, die Arbeitgeberverbände einzu-

binden; weil es darum geht, Folgekostenbewertungen vorzunehmen; weil es darum 

geht, eine qualifizierte Sicherstellung für alle Teilnehmenden zu gewährleisten.Das 
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tun wir bis hin zum öffentlichen Dienst. Wir sind hier auf einem erfolgreichen Weg. 

Deshalb gibt es nicht nur einen Gesetzentwurf von den GRÜNEN, sondern auch 

einen Antrag von der Regierungskoalition, der genau diese Thematik, wie ich meine, 

vorausschauend, weitsichtig und verantwortungsvoll aufgreift.

Es geht darum, umzusetzen, was in diesem Konzept der Bayerischen Staatsregierung 

zum Ausdruck gebracht wird. Ich zitiere: Das Anliegen ist eine weitgehende Gleichstel-

lung aller ehrenamtlich Tätigen im deutschen Bevölkerungsschutz. – Es geht also 

nicht um Bayern, sondern um ein einheitliches Vorgehen aller Bundesländer. Bayern 

treibt die Sache voran.

Man muss auch sagen, dass wir in den letzten Jahren nicht auf der Stelle getreten 

sind. Ich muss fairerweise darauf hinweisen, dass die Gehaltsfortzahlungsansprüche 

für die ehrenamtlichen Helfer in den letzten Jahren ganz erheblich ausgeweitet wur-

den. So stehen der Freistellungsanspruch und die Gehaltsfortzahlung allen Helfern bei 

Einsätzen im Katastrophenfall zu. Als weiterer Schritt wurden die Ansprüche für alle 

Schnelleinsatzgruppen auch unterhalb der Katastrophenschutzschwelle geschaffen. 

Ich glaube, das ist ein wesentlicher Schritt. Wir stehen in ständigem Kontakt mit 

unseren Spitzenverbänden in Bayern.

Ich fasse zusammen. Der aktuelle geopolitische Kontext bringt uns natürlich auch 

neue Herausforderungen. Es steht in Aussicht, dass wir uns in Angleichung an den 

"Operationsplan Deutschland" der deutschen Bundeswehr und der NATO-Staaten na-

türlich im Zivil- und im Katastrophenschutz ganz besonders verändern und diesen 

Herausforderungen gerecht werden müssen. Dies läuft. Wir tun dies. Insoweit darf 

ich zitieren, was unser Antrag beinhaltet: eine Abstimmung mit allen anderen Bun-

desländern, den Regelungsbedarf auf Bundesebene, die Prüfung der Auswirkungen 

auf Arbeitgeber sowie die gewerbliche und freie Wirtschaft, die Einbeziehung von 

Beschäftigten bzw. Bediensteten im öffentlichen Dienst, die berücksichtigungsfähigen 

Veranstaltungen und die Dauer einer Freistellung. Lieber Florian, in dem Zusammen-

hang ist auch zu sagen, dass wir in der Feuerwehr in der Regel Lehrgänge haben, 
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die drei Tage oder eine Woche dauern. Im Roten Kreuz sind es durchaus Herausfor-

derungen, die über Wochen bis hin zu ein, zwei oder drei Monaten dauern. All das ist 

abzustimmen. Schließlich gibt es auch Auswirkungen auf den Staatshaushalt.

Ich bitte darum, dem Antrag der Regierungskoalition zuzustimmen. Wir sehen noch 

Klärungsbedarf. Wir sind uns eigentlich einig, was die Orientierung anbelangt, aber 

nicht beim Fahrplan. Deshalb werden wir dem Gesetzentwurf der GRÜNEN so nicht 

zustimmen. Ich bin aber überzeugt, dass wir in absehbarer Zeit zu sehr guten gemein-

samen Ergebnissen kommen werden, und zwar insbesondere deshalb, weil eigentlich 

alle, die hier sprechen, selbst auch Mitglieder der Rettungsdienste sind. Es geht um 

unsere Sache. Es geht um unsere Leute. Es geht um die aktuelle Herausforderung. 

Das werden wir gemeinsam auch anpacken. Vielen Dank. Wir sind auf einem guten 

Weg.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, es gibt eine Meldung zu einer 

Zwischenbemerkung. Ich erteile dem Kollegen Christian Zwanziger von der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Christian Zwanziger (GRÜNE): Herr Kollege Dünkel, ich stelle eine Zwischenfrage. 

Ich schätze Sie als Ausschusskollegen. Normalerweise bin ich nicht im Innenaus-

schuss. Wir beide kennen uns aber aus dem Bildungsausschuss. Sie sind auch stell-

vertretender Vorsitzender des Roten Kreuzes, des Kreisverbandes Nürnberger Land. 

Ich nehme an, Sie sind das nicht erst seit gestern. Alles, was Sie sagen, dass es bald 

eine Lösung gibt, klingt versöhnlich. Aber auch ich bin seit vier Jahren stellvertretender 

Vorsitzender und jetzt Vorsitzender eines Kreisverbandes des Roten Kreuzes. Ich 

möchte schon gerne wissen: Bis wann haben wir denn das gelöst? Was sagen Sie 

denn den Kameradinnen und Kameraden in Ihrem Kreisverband, bis wann das gelöst 

ist? Wir begegnen dieser Frage immer wieder. Die erste Sorge bei einem Einsatz, 

sobald die heiße Phase vorbei ist, heißt: Oh weh, jetzt kommt gleich die Abrechnung 
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hinterher. Dafür braucht es endlich eine Lösung. Wie lange darf es denn noch dauern, 

damit es, wie Sie sagen "bald" ist? Wann ist denn "bald"?

Norbert Dünkel (CSU): Sie wissen, dass die abschließende und verlässliche Beant-

wortung dieser Frage ad hoc unrealistisch wäre. Ich kann dir, lieber Freund, aber 

sagen: Wir waren in den letzten Wochen in guten Gesprächen, auch mit der Blaulicht-

familie. Wir haben unterschiedliche Dinge, die ich nicht angesprochen habe, gemein-

sam erläutert. Dazu gehört zum Beispiel auch das Thema Hausnotruf, warum wir jetzt 

auf eine Änderung drängen. Wir sind gemeinsam der Überzeugung, dass der Weg 

gut, qualifiziert, nachhaltig und vor allen Dingen ernst beschritten wird. Das ist mir 

wichtig. Es geht nicht um Spiegelfechterei im Parlament, sondern um eine enge Ab-

stimmung mit der Blaulichtfamilie. Sie findet statt. Die Intonierung ist sehr gut gesetzt.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Der nächste Redner ist Richard Graupner für 

die AfD-Fraktion. Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Richard Graupner (AfD): Herr Vizepräsident, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines ist völlig unbestritten: Circa 300.000 Frau-

en und Männer tun im Katastrophen- und Zivilschutz bei Rettungsdiensten, Feuer-

wehren, dem THW usw. ihren Dienst. Ihnen allen gebührt unser Dank und unsere 

Anerkennung. Sie leisten einen für die Gesellschaft und unser Zusammenleben unver-

zichtbaren Beitrag, wie wir das auch beim Hochwasser 2024 gesehen haben, bei dem 

über 80.000 Einsatzkräfte im Einsatz waren. Der überwältigende Teil von ihnen kommt 

diesen Aufgaben ehrenamtlich nach.

Ein Gesetzentwurf wie der vorliegende, der die Absicht hat, Ungleichbehandlungen 

von Ehrenamtlern bei Bedingungen für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zu behe-

ben, geht aus Sicht der AfD-Fraktion in die richtige Richtung. Trotzdem ist der Gesetz-

entwurf im Detail unausgereift und wirkt in mancherlei Hinsicht wie ein Schnellschuss, 

um sich politisch zu profilieren. Warum? – Ich nenne die Gründe.
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Erstens. Einer unserer zentralen Kritikpunkte ist die Absicht, neben der integrierten 

Leitstelle auch andere kommunale oder staatliche Stellen für Alarmierungen vorzuse-

hen. Das birgt einfach Chaosgefahr. Ein Beispiel aus Unterfranken: Im Juli 2021 

war die medizinische Taskforce 47 des Bayerischen Roten Kreuzes bei der Hochwas-

serkatastrophe im Ahrtal im Einsatz. Die zentrale Koordination durch die Leitstelle 

war dabei entscheidend, um die überregionale Hilfe effektiv zu organisieren. Mehrere 

Alarmierungsstellen hätten zu Verzögerungen oder möglicherweise zu Missverständ-

nissen geführt. Das ist ein Risiko, das man im Ernstfall einfach nicht eingehen darf. 

Die Integrierte Leitstelle muss die zentrale Steuerung behalten.

Zweitens. Die vorgesehene Pflicht zur Lohnfortzahlung mit staatlicher Erstattung, so 

wie sie im Gesetzentwurf vorgesehen ist, ist zwar prinzipiell nicht abzulehnen, aber in 

dieser Pauschalität doch wieder fragwürdig. Es gibt durchaus legitime Arbeitgeberinte-

ressen, die stärker zu berücksichtigen sind. Zum Beispiel könnten kleine Unternehmen 

durch häufige Freistellungen überlastet werden. Das wäre dann besonders bedenk-

lich, wenn diese auch noch in Bereichen möglicherweise der kritischen Infrastruktur 

tätig wären. Hier braucht es unseres Erachtens eine deutlich differenziertere Lösung.

Das alles kann nicht im Sinne der Sache sein. Der Gesetzentwurf verfehlt auch ganz 

klar das eigene Ziel der beabsichtigten Gleichbehandlung.

Es mangelt aus unserer Sicht auch an der Planbarkeit des Vorhabens. Es werden 

zwar initial 1 Million Euro veranschlagt. Um das Ehrenamt nachhaltig zu fördern, 

muss die Finanzierung aber auch langfristig gesichert sein. Darüber schweigt sich der 

Gesetzentwurf aus. Dazu habe ich auch von Ihnen nichts gehört.

Summa summarum stelle ich fest: Auch, wenn das Thema der Helfergleichbehandlung 

im Katastrophen- und Zivilschutz notwendigerweise angegangen werden muss und 

der Gesetzentwurf der Intention nach durchaus in die richtige Richtung weist, kann er 

in dieser Form von uns keine Zustimmung finden. Wir lehnen den Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der AfD)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Der nächste Redner ist 

Herr Kollege Bernhard Heinisch für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte, Sie 

haben das Wort.

Bernhard Heinisch (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir alle wissen, ohne das Ehrenamt im Bevölkerungsschutz wäre der Kata-

strophenschutz in Bayern nicht denkbar. Feuerwehr, THW, Hilfsorganisationen – sie 

alle leisten Tag für Tag Enormes. Meine sehr geehrten Damen und Herren, daher gilt 

allen Mitgliedern der Blaulichtfamilie unser aufrichtiger Dank und größter Respekt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU sowie Abgeordneten der SPD)

Der Gesetzentwurf der GRÜNEN will dieses Ehrenamt stärken, doch bei genauerem 

Hinsehen zeigt sich, der Entwurf birgt erhebliche Risiken. Wie ich bereits in der Ersten 

Lesung erwähnt habe, ist die vorgesehene Änderung von Artikel 17 Absatz 2 ein 

zentrales Problem. Damit würden künftig beliebige staatliche oder kommunale Stellen 

Einsatzkräfte ohne die Alarmierung über die Integrierte Leitstelle anfordern können. 

Das würde keine einheitliche Koordination, keine klaren Kriterien und keine Kontrolle 

bedeuten. So entstünde keine Sicherheit, sondern Unsicherheit und Belastung für 

Ehrenamtliche und Arbeitgeber.

Die angestrebte Gleichstellung bei Aus- und Fortbildung hingegen geht grundsätzlich 

in die richtige Richtung. Wir brauchen jedoch tragfähige, durchdachte Regelungen, die 

in der Praxis funktionieren. Deswegen haben wir, die FREIEN WÄHLER und die CSU, 

einen entsprechenden Antrag eingebracht. Dieser sieht vor, dass ein Modell für einen 

Freistellungs- und Entgeltfortzahlungsanspruch für ehrenamtliche Einsatzkräfte der 

freiwilligen Hilfsorganisation für Aus- und Fortbildungsveranstaltungen sowie Übungen 

nach Rücksprache mit allen betroffenen Akteuren geprüft und eingeführt wird. Deswe-

gen ist der Gesetzentwurf der GRÜNEN hinfällig, und wir lehnen ihn ab.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Für die SPD-Fraktion 

spricht Frau Kollegin Christiane Feichtmeier.
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Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Heute beraten wir abschließend einen Gesetzentwurf, der eigentlich 

längst überfällig ist: die Gleichstellung der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer im 

Katastrophenschutz und Rettungsdienst mit den Kräften der freiwilligen Feuerwehr 

und des Technischen Hilfswerks.

In Bayern sind über 90 % der Helfenden in diesem Bereich ehrenamtlich aktiv. Sie 

sind Tag und Nacht einsatzbereit. Sie opfern Zeit, riskieren ihre Gesundheit, um ande-

ren zu helfen. Für die SPD-Fraktion ist klar: Dieses Engagement darf nicht länger 

ungleich behandelt werden. Bis heute müssen viele Ehrenamtliche Urlaub nehmen 

oder Überstunden abbauen, wenn sie sich fortbilden lassen wollen. Die Regelung, 

dass Freistellung und Lohnfortzahlung bislang nur bei der Feuerwehr oder dem THW 

ein Anspruch sind und bei anderen Organisationen oft auf Kulanz beruhen, ist weder 

gerecht noch zeitgemäß.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir leben in einer Zeit, in der sich Bedrohungslagen verändern. Die Klimakrise bringt 

mehr Extremwetter. Das Hochwasser im vergangenen Sommer hat uns dies schmerz-

haft vor Augen geführt. Gleichzeitig werden die Anforderungen an die Ehrenamtlichen 

immer komplexer, und die Zahl der Freiwilligen sinkt. Wir können es uns schlichtweg 

nicht leisten, denjenigen, die bereit sind, Verantwortung zu übernehmen, auch noch 

zusätzliche Hürden in den Weg zu legen. Der Gesetzentwurf der GRÜNEN schafft hier 

Abhilfe. Er regelt klar den Anspruch auf Freistellung und Lohnfortzahlung für Aus- und 

Fortbildungen. Damit wird ein längst überfälliger Gleichstand hergestellt. Wir senden 

damit das klare Signal: Wer sich engagiert, hat Anspruch auf faire Bedingungen, 

unabhängig davon, welcher Organisation er oder sie angehört.

Ich möchte an dieser Stelle auch auf die vielen Rückmeldungen aus den Verbänden 

verweisen. Die Hilfsorganisationen von der Wasserwacht über die Malteser bis zur 

DLRG haben immer wieder auf die Notwendigkeit hingewiesen, diese Ungleichbe-

Protokollauszug
54. Plenum, 02.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 10

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5321


handlung zu beenden. Ich finde, wer so viel für unsere Gesellschaft leistet, hat es 

auch verdient, dass Politik endlich handelt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Natürlich wurde im Ausschuss über die Teilfragen diskutiert, über die Zuständigkeit 

bei der Alarmierung und über die Ausgestaltung der Kostenerstattung. Ich halte es 

aber für wichtig, dass wir heute den Grundsatz beschließen: gleiche Rechte für alle 

Ehrenamtlichen! Diese Entscheidung ist eine Frage der Wertschätzung, aber auch 

eine Frage der Zukunftsfähigkeit unseres Bevölkerungsschutzes. Die veranschlagten 

Kosten sind im Haushalt darstellbar und gut investiertes Geld in die Sicherheit unse-

rer Bevölkerung. Wir können nicht bei jeder Gelegenheit betonen, wie wertvoll das 

Ehrenamt ist, und dann die Ehrenamtlichen mit bürokratischen Ungleichheiten und 

finanziellen Nachteilen alleinlassen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, darum wird die SPD-Fraktion diesem Gesetzentwurf auch 

in Zweiter Lesung zustimmen. Wir wollen, dass in Bayern künftig niemand mehr in 

einem Boot sitzt, um Menschenleben zu retten, und sich trotzdem rechtfertigen muss, 

warum er oder sie für die Ausbildung Urlaub braucht. Wir wollen eine echte Helfer-

gleichstellung, heute und nicht irgendwann.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Für die 

Staatsregierung spricht jetzt Herr Staatssekretär Sandro Kirchner. Bitte schön, Sie 

haben das Wort.

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Sehr geehrter Herr 

Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank für die Wortbeiträge und die 

verschiedenen Reden, die aufgezeigt haben, dass wir zumindest einen gemeinsamen 

Nenner haben: Wir schätzen das Ehrenamt im Bereich der Sicherheit sehr und sind 
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sehr dankbar, dass wir so viele Ehrenamtliche in Bayern haben, die sich für die 

Sicherheit der Menschen einsetzen.

Man kann ganz nüchtern feststellen, dass wir tatsächlich bewährte und geschulte 

Strukturen im Katastrophenschutz haben, die sehr gut funktionieren. Sie haben ja 

selbst Beispiele dafür gebracht. Der jüngste Waldbrand im Tennenloher Forst im Land-

kreis Erlangen-Höchstadt hat aufgezeigt, dass wir sehr gut aufgestellt und schlagkräf-

tig sind. Aber auch das Pfingsthochwasser im vergangenen Jahr, das sich jetzt gejährt 

hat, hat eindrucksvoll aufgezeigt, wie schlagkräftig Bayern in diesem Bereich ist; denn 

man war mit über 80.000 Einsatzkräften zugegen. Das ist sehr bedeutsam.

Unser Minister hat neulich folgendes Beispiel angeführt: Im Zuge der Waldbrände in 

Los Angeles, über die jeden Abend in der "Tagesschau" berichtet wurde, hat sich ein 

Politiker vor die Kamera gestellt und war stolz darauf, dass 2.000 Einsatzkräfte diese 

Katastrophe begleitet haben. Das war dort vor Ort super, aber zeigt auch, wie gut 

wir in Bayern aufgestellt sind, da im Zuge des Pfingsthochwassers über 80.000 Ein-

satzkräfte im Einsatz waren. Es sind Strukturen vorhanden, die für Sicherheit sorgen. 

Deswegen möchte ich stellvertretend für den Freistaat Bayern noch einmal ein großes 

Dankeschön an die über 400.000 Ehrenamtlichen in diesem Bereich aussprechen. Wir 

können feststellen: Auf die ist in Bayern Verlass.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Für uns ist wichtig – da bin ich auch mit den Vorrednern der Opposition und der 

anderen Parteien einer Meinung –, dass wir gute Rahmenbedingungen für die ehren-

amtlichen Helfer haben. Es ist richtig und wichtig, dass auch der Bevölkerungsschutz 

damit einhergeht und optimal ausgestaltet werden kann. Dort, wo es nötig ist, sind wir 

auch angehalten, die Rahmenbedingungen zu verbessern und voranzubringen.

Aber ganz wichtig ist auch – Frau Feichtmeier, Sie haben die Ehrlichkeit der Politik 

angesprochen –, dass wir immer die Realität vor Augen haben und politische Maßnah-

men mit dem richtigen Leben vereinbar und vor allem in der Praxis umsetzbar und 
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gestaltbar sind. Deswegen will ich kurz eine Gesamtbetrachtung zur Situation anstel-

len; denn in den Redebeiträgen ist leider nicht aufgezeigt worden, wie die Situation ist.

Wenn ein Einsatz stattfindet, wenn Rettungskräfte alarmiert werden und in einem Ret-

tungsboot sitzen, dann muss im Nachgang keiner Angst haben, dass der Verdienst-

ausfall nicht erstattet wird, weil alle Einsatzkräfte, die offiziell alarmiert worden sind, 

einen Erstattungsanspruch haben. Damit fasst diese Regelung Fuß und ist das Ganze 

abgesichert. Es gibt aber Unterschiede bei der Fortbildung und bei der Übung. Diese 

werden anders als andere Einsätze behandelt, aber mehr auf dem Papier als in der 

Realität. Wie mein Kollege vorhin schon ausgeführt hat, ist es heute schon möglich, 

dass man in Absprache mit den Rettungsorganisationen auf der einen Seite und 

insbesondere mit den Arbeitgebern auf der anderen Seite auch für Fortbildungen und 

Ausbildungsmaßnahmen freigestellt wird und dass die Kosten sogar vom Freistaat 

Bayern übernommen werden. Die Rettungsorganisationen müssen zwar in Vorleistung 

gehen, aber der Freistaat Bayern übernimmt dann diese Kosten. Deshalb stimmt die 

vorherige Darstellung nicht so ganz.

Wichtig ist, dass die Interessen von Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einer Balan-

ce stehen und die Dinge auch entsprechend bewertet werden. Wir haben zudem 

ein eigenes THW-Gesetz, in dem ganz ausdrücklich festgeschrieben ist, dass Aus- 

und Fortbildungen in der Regel in der Freizeit und abseits der Arbeit stattzufinden 

haben. Auch bei unseren freiwilligen Feuerwehren besteht die Regel, dass Übungen 

außerhalb der Arbeitszeit stattfinden. Nur dort, wo es notwendig ist, finden Übungen 

in Feuerwehrschulen statt. Dann finden auch Freistellungen statt. Deswegen ist für 

die Praxis wichtig, dass zwischen Ehrenamt, Wirtschaft und Sicherheit eine Balance 

gefunden wird, aber wir auch kleine Arbeitgeber und Betreiber kritischer Infrastruktur 

schützen. Stellen Sie sich einmal einen Energieversorger vor, bei dem morgen die 

Belegschaft auf Fortbildung geht. Das wäre auf der einen Seite wichtig, aber würde 

für die kritische Infrastruktur eine Katastrophe darstellen. Wie mein Kollege vorhin 
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angesprochen hat, sind zeitintensive Ausbildungen, die mehrere Wochen, ja, Monate 

dauern können, für einen Arbeitgeber sehr kritisch zu begleiten.

Deswegen ist der Gesetzentwurf, so wie er im Raum steht, natürlich auf der einen 

Seite nachvollziehbar, aber bei genauerem Hinsehen in der Praxis untauglich, weil 

viele Fragen noch offen sind. Ich denke, deswegen ist es wichtig – das hat Kollege 

Dünkel vorhin angesprochen –, dass vor Kurzem im Innenausschuss parteiübergrei-

fend ein Prüfauftrag verabschiedet worden ist. Das zeigt ja, dass man sich in der 

Sache sehr einig ist. Der Prüfauftrag sagt, dass man sich mit einem tragbaren Modell 

befassen soll, das die ganzen Dinge noch mal auf den Prüfstand stellt, dass wir über-

legen sollen, wie man die Dinge dann organisatorisch und finanziell weiterentwickeln 

kann; aber natürlich immer mit dem gebotenen Fingerspitzengefühl.

Sie haben vorhin gesagt, dass es andere Beispiele gibt, wo das besser läuft. Ich 

bin da immer sehr vorsichtig, wenn Bayern mit anderen Bundesländern verglichen 

wird, wenn dann so der Eindruck entsteht, dass es woanders besser ist als bei uns 

in Bayern. Zur Ehrlichkeit gehört – wir haben vorhin gesagt, Politik soll ehrlich sein 

–, Frau Feichtmeier, dass zum Beispiel in den Bundesländern Baden-Württemberg, 

Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Schleswig-Holstein und Sachsen-An-

halt ein Zustimmungsvorbehalt der zuständigen Katastrophenschutzbehörden einge-

räumt ist – das ist also auch kein Freibrief, sondern damit ist ganz klar ein rozess 

verbunden, um eben Arbeitgeber zu schützen und die Dinge dort entsprechend zu 

begleiten – oder ein Interessenvorbehalt für den Arbeitgeber. In den Bundesländern 

Berlin, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und darüber hinaus gibt es weitere gesetzliche 

Vorgaben, dass Übungen und vor allem auch Aus- und Fortbildungen außerhalb der 

Arbeitszeit stattzufinden haben. Damit findet das, was Sie fordern, dort in der Praxis in 

der Regel anders statt, als es hier suggeriert und auch dargestellt wird.

Ich möchte zum Ausdruck bringen, dass der Freistaat Bayern sehr proaktiv ist. Es 

wurde das Katastrophenschutzkonzept 2025 angesprochen. Das zeigt, dass der Frei-

staat Bayern die Dinge proaktiv verbessern möchte, weiterentwickeln möchte, natür-
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lich auch das Spektrum der Fragestellungen erweitern möchte, die damit einhergehen. 

Alle wichtigen Akteure im Katastrophenschutz und im Bereich der Sicherheit sind 

dabei. Sie können dort dann auch ihren Einfluss geltend machen, ihre Sichtweise 

einbringen. Aber sie sind – und das zeigt das Konzept an der Stelle auch – mit 

Vernunft unterwegs und sagen: Wenn man eine große Akzeptanz für das Ehrenamt 

im Bereich Sicherheit haben will, braucht man eben auch die Leute; man muss sie 

mitnehmen, muss die Dinge dann auch so abbilden, dass sie praxistauglich sind und 

umgesetzt werden können.

Es ist ganz wichtig, dass dieses Katastrophenschutzkonzept aufzeigt, dass damit eine 

Leistungsfähigkeit des Katastrophenschutzes einhergeht, dass die Optimierung von 

Rahmenbedingungen im Vordergrund steht und Nachwuchs für die Zukunft ganz wich-

tig ist. Aber vor allem geht damit auch eine Kultur der Anerkennung des Ehrenamtes 

einher. Damit geht natürlich auch einher, dass der Arbeitgeber, wenn solche Fragestel-

lungen auftauchen, das eben sehr wohl einschätzen und auch entsprechend begleiten 

kann.

Langer Rede kurzer Sinn: Ihre Intention, Ihr Wunsch, Herr Siekmann, den Sie jetzt 

zweimal tapfer vorgetragen haben, bei der Ersten Lesung und heute bei der Zweiten 

Lesung, ist nachvollziehbar. Da sind wir auch voll mit dabei. Das ist sehr gut gemeint, 

das kann man schon sagen, aber natürlich in der Umsetzung dieses Gesetzentwurfes 

nicht gut gemacht. Die breite Akzeptanz ist damit nicht zu erzielen und nicht zu finden. 

Deswegen sagen wir an der Stelle: Das muss realistischer sein. Wir haben eine 

weitere Chance mit dem Prüfauftrag, und da sind wir auch mit dabei.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Staatssekretär, es liegen zwei Meldun-

gen zu einer Zwischenbemerkung vor. Für die erste hat der Kollege Florian Siekmann, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort.
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Florian Siekmann (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Ich vernehme die 

versöhnlicheren Worte in der Zweiten Lesung. Noch ein Hinweis auf die Begründung 

des Gesetzestextes, weil ganz oft die unterschiedlichen Ausbildungen und Fortbildun-

gen angesprochen worden sind; der Wille des Gesetzgebers ist darin ja ganz klar 

beschrieben:

"Qualifikationen, die mit Gewinnerzielungsmöglichkeiten für die einzelne Einsatz-

kraft verbunden sind,"

– das wäre zum Beispiel der Rettungssanitäter, das ist ja eigentlich die große Qualifi-

kation, die einem da Sorgen bereitet –

"scheiden regelmäßig […] aus".

So ist das hier ganz klar festgehalten.

Ich habe aber eine andere Frage für alle ehrenamtlichen Rettungskräfte im Land: Der 

Prüfauftrag ist beschlossen, der Bericht an den Landtag ist angefordert. Wann können 

wir mit einem Gesetzentwurf der Staatsregierung rechnen?

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Das ist erst am 

14.05. im Ausschuss verabschiedet worden. Ich denke schon, dass man versucht, 

das sehr zeitnah zu begleiten. Es gibt ja auch Themen, die noch mit einhergehen, 

weil auch das Katastrophenschutzkonzept vorgestellt wird. Geben Sie uns also ein 

bisschen Zeit. Qualität an der Stelle braucht Zeit, aber wenn es seriös sein soll, darf es 

auch nicht zu lange dauern.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Für die nächste Zwischenbemerkung hat die 

Kollegin Christiane Feichtmeier, SPD-Fraktion, das Wort.

Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, ich wollte nur kurz 

etwas richtigstellen. Ich habe keine Beispiele aus anderen Bundesländern genannt. 

Ich glaube, das war einer meiner Vorredner.
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Ich persönlich finde es schwierig, wenn unsere Rettungskräfte, wenn es um das 

Thema Aus- und Fortbildung geht, auf die Kulanz ihrer Arbeitgeber angewiesen sind. 

Sie würden sich in meinen Augen viel leichter tun, wenn es gesetzlich geregelt wäre. 

Das möchte ich jetzt einfach noch einmal betonen.

Staatssekretär Sandro Kirchner (Inneres, Sport und Integration): Frau Feichtmeier, 

vielen Dank für den Hinweis. Natürlich haben Sie recht: Das war Herr Siekmann, der 

auf die anderen Bundesländer verwiesen hat. Ich habe das in der Antwort unscharf 

wiedergegeben. Aber Sie haben dieses Beispiel gebracht, dass die Rettungskräfte 

im Einsatz auf dem Rettungsboot große Sorgen haben müssten, dass sie ihren Ver-

dienstausfall nicht erstattet bekommen. Das ist natürlich falsch. Da haben Sie appel-

liert, dass die Politik ehrlich sein soll. Deswegen mein Ruf zurück an Sie: Bleiben Sie 

ehrlich und sagen Sie, dass die Leute, die für den Einsatz alarmiert worden sind, auch 

einen entsprechenden Erstattungsanspruch haben. An der Stelle sind wir uns einig.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Widerspruch der Abgeordne-

ten Christiane Feichtmeier (SPD))

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Weitere Wortmeldungen 

liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen, und wir kommen zur 

Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit 

und Sport empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 19/5774 zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD-Frak-

tion. Gegenstimmen! – Die Fraktionen von FREIEN WÄHLERN, CSU und AfD. Gibt es 

Stimmenthaltungen? – Die gibt es nicht. Der Gesetzentwurf ist hiermit abgelehnt.

Protokollauszug
54. Plenum, 02.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 17

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5172
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5249

	Deckblatt
	Initiativdrucksache 19/5774 vom 13.03.2025
	Schriftliche Stellungnahmen im Gesetzgebungsverfahren vom 13.03.2025 - Bayerisches Rotes Kreuz, KdöR (DEBYLT0061)
	Schriftliche Stellungnahmen im Gesetzgebungsverfahren vom 13.03.2025 - Bayerisches Rotes Kreuz, KdöR (DEBYLT0061)
	Schriftliche Stellungnahmen im Gesetzgebungsverfahren vom 13.03.2025 - Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. (DEBYLT0142)
	Schriftliche Stellungnahmen im Gesetzgebungsverfahren vom 13.03.2025 - Bayerisches Rotes Kreuz, KdöR (DEBYLT0061)
	Schriftliche Stellungnahmen im Gesetzgebungsverfahren vom 13.03.2025 - Arbeiter-Samariter-Bund Landesverband Bayern e. V. (DEBYLT00C9)
	Plenarprotokoll Nr. 46 vom 27.03.2025
	Beschlussempfehlung mit Bericht 19/7219 des KI vom 26.06.2025
	Beschluss des Plenums 19/7335 vom 02.07.2025
	Plenarprotokoll Nr. 54 vom 02.07.2025



